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I. Bericht des Abgeordneten Ewers: 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Reichsjugendgerichtsgesetzes (Nr. 3264 der Druck-
sachen) ist von einem gemeinsamen aus Mitgliedern 
des federführenden Rechtsausschusses und des Aus-
schusses für Fragen der Jugendfürsorge bestehenden 
Unterausschuß eingehend in vierzehn Sitzungen 
durchgearbeitet. 

Die Beschlüsse dieses Unterausschusses wurden 
sowohl vom mitbeteiligten Ausschuß für Fragen 
der Jugendfürsorge als auch vom Ausschuß für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht einstimmig ge-
billigt. 

Die grundlegenden Reformvorschläge der Bun-
desregierung zur Verbesserung und Anpassung des 
Jugendstrafrechts an die zeitgemäße Entwicklung 
werden im wesentlichen gebilligt. Man konnte je-
doch nicht bei der vorgesehenen beschränkten 
Überarbeitung des Gesetzes von 1943 stehen 
bleiben, sondern hat auch diejenigen Vorschriften 
des geltenden Rechts in die Beratungen einbezogen, 
die durch den Entwurf nicht berührt waren. Da-
durch hat sich die Notwendigkeit teilweise weit-
tragender Änderungen ergeben, die dazu zwangen, 
die Systematik des JGG in seiner derzeitigen Fas-
sung aufzugeben und eine völlig neue Vorlage aus-
zuarbeiten, die im Anschluß an das erste Gesetz 
dieser Art von 1923 zweckmäßig als „Jugendge-
richtsgesetz" bezeichnet wird. Der Entwurf, den 
Ihnen der 23. Ausschuß unterbreitet, ist sowohl 
im Aufbau wie auch in der Bezeichnung der ein-
zelnen Vorschriften vom geltenden Recht unabhän-
gig. Er enthält gegenüber den Zielen der Bundes-
regierung eine sehr viel weiterreichende Neugestal-
tung des Jugendstrafrechts. Es erscheint deshalb die 
Auffassung berechtigt, daß das noch im Regierungs-
entwurf bejahte Bedürfnis nach alsbaldiger voll-
ständiger Überarbeitung des gesamten Sachgebiets 
nicht mehr vorliegen dürfte. Der Rechtsausschuß 
ist vielmehr der Ansicht, daß die neue Vorlage für 
absehbare Zeit ausreichen sollte, um das Strafrecht 
der Jugendlichen und Heranwachsenden ent-
sprechend den Erkenntnissen der modernen Wissen-
schaft sachgemäß zu handhaben. Künftige grund-

sätzliche Änderungswünsche an dem nunmehr er-
zielten Arbeitsergebnis werden sich nicht auf das 
Argument stützen können, daß die Ziele der gegen-
wärtigen Reform nicht umfassend genug gewesen 
seien. 

Dies sei vor allem im Hinblick auf die Bestrebun-
gen gesagt, die das Jugendstrafrecht schlechthin als 
ungeeignetes Mittel zur Bekämpfung der Jugend-
kriminalität ansehen und an seine Stelle ein System 
ausschließlich jugendfürsorgerischer Maßnahmen, 
die keinerlei Strafcharakter haben, setzen möchten. 
Der Rechtsausschuß hat sich davon überzeugt, daß 
die vollständige Abschaffung des Jugendstrafrechts 
in krassem Widerspruch zu unserer gesamten 
Rechtsentwicklung und zur Systematik unseres 
Rechts stehen würde und deshalb für absehbare 
Zeit nicht in Erwägung gezogen werden sollte. Er 
hat deshalb daran festgehalten, daß auch gegen-
über Jugendlichen das Mittel der kriminellen Strafe 
beibehalten werden muß. Allerdings kann der 
Jugendstrafe nicht mehr die gleiche Bedeutung zu-
kommen, die sie noch zur Zeit der Jahrhundert-
wende hatte. Damals ging man von dem Gedanken 
aus, daß ein Jugendlicher, sofern er überhaupt 
strafrechtlich verantwortlich war, wie ein kleiner 
Erwachsener beurteilt werden müsse; deshalb 
konnte nur der Umfang der Strafe gemildert wer-
den. Auch für den Prozeß gab es keinerlei Unter-
schiede, die auf das Entwicklungsstadium des Täters 
Rücksicht nahmen. 

Mit diesen Vorstellungen haben schon das JGG 
von 1923 und noch weitergehend das RJGG von 
1943 gebrochen, indem an Stelle der Strafe ein 
System verschiedener Maßnahmen gesetzt wurde, 
unter denen die Strafe nur eine und nicht die wich-
tigste war. Der Entwurf weist nunmehr der Jugend-
strafe den Platz der sogenannten „ultima ratio" zu. 
Sie soll nur Anwendung finden, wenn die Neigung 
des Täters zur Begehung strafbarer Handlungen 
offenbar nicht anders überwunden werden kann oder 
wenn wegen der Schwere der Schuld eine Sühne 
durch Strafe unumgänglich ist. In allen anderen 
Fällen soll der Richter versuchen, mit andersartigen 



Maßnahmen auszukommen, die teilweise reinen 
Erziehungscharakter tragen und zum Teil auch 
wegen ihrer sühnenden Funktion der Strafe ange-
nähert sind. Aus dieser grundsätzlichen Stellung-
nahme ergab sich von selbst, daß an der bisherigen 
Einteilung der im Jugendstrafrecht vorgesehenen 
Reaktionsmittel in Erziehungsmaßregeln, Zucht-
mittel und Strafe festzuhalten war. Der Rechtsaus-
schuß hat sich jedoch um eine möglichst klare Ab-
grenzung der drei Kategorien bemüht und den bis-
herigen Rechtszustand, der eine scharfe Trennung 
der Erziehungsmaßregeln von den Zuchtmitteln un-
möglich machte, beseitigt. 
Grundsätzlich ergibt sich danach folgendes 

System der Maßnahmen des Jugendgerichtsge-
setzes: 
a) Erziehungsmaßregeln 

Bei ihnen handelt es sich um erzieherische Maß-
nahmen, die der Jugendrichter aus Anlaß einer 
Straftat des Jugendlichen anordnet. Sie haben 
keinen sühnenden Charakter, sondern dienen 
nur dazu, der durch die Straftat erkennbar ge-
wordenen Erziehungsbedürftigkeit des Täters 
Rechnung zu tragen. Es ist selbstverständlich, 
daß hier keine Fernwirkungen durch Eintragung 
in ,das Strafregister eintreten können. 

b) Zuchtmittel 
Auch sie stellen insofern erzieherische Maßnah-
men  dar,  als sie sich nicht wie kriminelle Strafen 
auswirken. Sie sind aber dazu bestimmt, dem 
Jugendlichen das Unrecht seiner Verfehlung ein-
dringlich vor Augen zu führen und ihm damit 
eine Sühne zu ermöglichen. Systematisch stehen 
die Zuchtmittel zwischen .den Erziehungsmaß-
regeln und der Jugendstrafe. Ihre Wirkung wird 
darin erblickt, daß durch einen Richterspruch 
dem Täter die begangene Straftat bewußt ge-
macht und er durch eine Sühne, die auf sein Ehr-
gefühl einwirkt, zur Besinnung gebracht wird. 

c) Die Jugendstrafe 
Sie ist in Übereinstimmung mit dem bisherigen 
Recht, das allerdings diese Strafart als Jugend-
gefängnisstrafe bezeichnete, das einzige echte 
Mittel des Strafrechts, mit dem in die Lebens-
führung des Jugendlichen eingegriffen wird. Sie 
ist wirkliche Strafe insofern, als sie ein gewoll-
tes, als Vergeltung für begangenes Unrecht zu-
gefügtes Übel darstellt. Es ist jedoch zu 
beachten, daß im Jugendstrafrecht ganz an-
ders als im allgemeinen Recht der spezialprä-
ventive Zweck der Strafe in den Vordergrund 
tritt. Namentlich bei der Strafzumessung hat 
der Richter zu berücksichtigen, daß sich, min-
destens bei Jugendlichen, die Funktion der 
Strafe nicht in bloßer Vergeltung erschöpft. Bei 
ihnen wird man sich immer vor Augen halten 
müssen, daß sich auch die Strafe im Einzelfall 
zum Besten des Täters auswirken sollte. Die 
Allgemeinheit würde Unrecht tun, wenn sie von 
einem jugendlichen, noch in der Entwicklung 
begriffenen Täter Genugtuung durch Mittel for-
dern wollte, die ihm schädlich sind und den Weg 

in ein geordnetes Leben verbauen. Dem Erzie-
hungszweck der Jugendstrafe ist deshalb in der 
Praxis entscheidende Bedeutung beizumessen. 
Er ist mit ausschlaggebend für das Ob und das 
Wie der Strafe. Aus alledem folgt, daß die im 
allgemeinen Strafrecht entwickelten Strafzwecke 
zwar auch als Elemente der Jugendstrafe vor-
handen sind, daß ihr Gewicht jedoch ein grund-
sätzlich verschiedenes ist, da der Besserungs-
zweck gegenüber dem Vergeltungs- und dem 
bei Jugendlichen nahezu bedeutungslosen Ab-
schreckungszweck eine überragende Rolle spielt. 
Der Rechtsausschuß hat seine ganze Arbeit an 

dem Entwurf auf der Grundlage der vorstehend 
dargelegten Prinzipien durchgeführt. Es wird noch 
Gelegenheit sein, bei der Erörterung von Einzel-
vorschriften auf diesen Ausgangspunkt zurückzu-
kommen. Schon an dieser Stelle alle Reformvor-
schläge zu erörtern, die sich aus der Grundein-
stellung zum Jugendstrafrecht überhaupt ergeben, 
erscheint wenig zweckmäßig, da sie sich durch-
weg in den Zusammenhang der Einzelbestim-
mungen besser einfügen. 
Dagegen muß grundsätzlich noch die Frage er

-

erörtert werden, auf welchen Personenkreis (frü-
her die 12- bis 17-Jährigen; seit 1923 die 14- bis 
17-Jährigen) das Jugendstrafrecht anzuwenden 
ist. 
Die Bundesregierung hat in ihrem Entwurf 

eine Einbeziehung der 18- bis 20-Jährigen, die sie 
als „Heranwachsende" bezeichnet, in den Bereich 
des Jugendstrafrechts in der Weise vorgeschla-
gen, daß der Richter nach dem Entwicklungs-
stand des Täters zu entscheiden hat, ob er 
Jugend- oder Erwachsenenstrafrecht anwendet. Der 
Ausschuß hat sich davon überzeugt, daß auf die-
sem Gebiet unbedingt etwas geschehen sollte. Der 
Krieg mit seinen tiefgreifenden Folgen hat die 
normale Entwicklung der jetzt Heranwachsenden 
besonders hart getroffen. Viele Straftaten dieser 
Gruppe beruhen auf Erziehungsmängeln, die in-
folge der unmittelbaren Erlebnisse Ides  Krieges 
und der verworrenen Verhältnisse der Nach-
kriegszeit entstanden sind. Man bedenke, daß die 
heute 18-Jährigen bei Beginn des letzten Krieges 
drei Jahre alt waren. Gerade diese jungen Men-
schen sind in ihrer Mehrzahl mit erzieherischen 
Mitteln, die nur das Jugendstrafrecht zur Ver-
fügung stellt, ansprechbar und auf den rechten Weg 
zurückzuführen. Hinzu kommt, daß nicht nur die 
augenblickliche, besonders schwierige Lage der 
Heranwachsenden eine Sonderbehandlung fordert. 
Die moderne Wissenschaft hat die wohl als ge-
sichert anzusehende Erkenntnis herausgearbeitet, 
daß die charakterliche, insbesondere die sittliche 
Reifung des jungen Menschen der Gegenwart mit 
der körperlichen und intellektuellen nicht mehr 
Schritt gehalten hat. Daraus ergibt sich die Tat-
sache, daß der Anteil der unreifen heranwachsen-
den Straffälligen an der Gesamtkriminalität we-
sentlich größer ist, als gemeinhin angenommen 
wird. Diese Erkenntnis hatte schon seit 1923 



zu nachhaltigen Erörterungen über die Frage 
geführt, wie die strafrechtliche Behandlung dieser 
sogenannten Heranwachsenden den modernen Er-
kenntnissen der Wissenschaft und vor allem den 
Bedürfnissen der Praxis anzupassen sei. Der Aus-
schuß hat sich in der Ausgestaltung des Heran-
wachsendenrechts grundsätzlich der Regierungs-
vorlage angeschlossen und sich für ein zurückhal-
tendes Vorgehen entschieden. Er hat einstimmig 
die Meinung vertreten, daß es vorerst genüge, 
dem Jugendrichter in geeigneten Fällen die An-
wendung von Jugendstrafrecht zu eröffnen. Da-
gegen soll es dabei bleiben, daß geistig und 
charakterlich normal entwickelte Heranwachsende 
weiterhin wie Erwachsene behandelt werden. Nur 
wenn eine Entwicklungsstörung vorliegt oder 
wenn der Heranwachsende eine strafbare Hand-
lung begeht, die man als typische Jugendverfehlung 
bezeichnen kann, wird die Anwendung von Jugend-
strafrecht zwingend vorgeschrieben. 

Durch diese Lösung ist der Jugendrichter in der 
Lage, Strafsachen gegen Heranwachsende so zu 
erledigen, wie der Einzelfall es erfordert. Die aus 
Kreisen der Jugendfürsorgebehörden und der 
freien Vereinigungen für Jugendhilfe geforderte 
volle Gleichstellung der Jugendlichen und Heran-
wachsenden glaubte der Ausschuß nicht gutheißen 
zu können, da die Heranwachsenden den weitaus 
größten Anteil an der Gesamtkriminalität haben 
und die ausschließliche Anwendung von Jugend-
strafrecht leicht zu einer Schwächung des Schutzes 
der Allgemeinheit führen könnte. 

Es war schließlich zu bedenken, daß das künf-
tig geltende Strafrecht für Heranwachsende nicht 
nur die besonderen Verhältnisse der Nachkriegs-
zeit im Auge haben darf. Schon in wenigen Jah-
ren werden die jungen Menschen möglicherweise 
wieder eine normale Entwicklung durchlaufen. 
Ob dann noch das Bedürfnis nach einer Gleich-
stellung mit den Jugendlichen bejaht werden 
kann, ist zweifelhaft. Die abschließende Ent-
scheidung sollte man deshalb der Zukunft 
überlassen. Die vom Ausschuß vorgeschla-
gene Regelung erscheint danach als die zur Zeit 
allein vertretbare. Um eine spätere Anpassung 
des Strafrechts der Heranwachsenden an ,die Er-
fahrungen der Praxis zu erleichtern, hat der 
Rechtsausschuß beschl ossen, sämtliche einschlä-
gigen Vorschriften in einem besonderen Teil des 
Gesetzes zusammenzufassen, der von den für Ju-
gendliche geltenden Vorschriften völlig unabhän-
gig ist. Nachträgliche Änderungen werden deshalb 
den die Jugendlichen betreffenden Teil unberührt 
lassen. 

Zu den einzelnen Vorschriften des Entwurfs ist 
folgendes zu bemerken: 

Zu § 1: 

Die Absätze 1 und 2 entsprechen sachlich dem 
§ 1 der Regierungsvorlage. Sie konnten wegen der 

veränderten Systematik des Gesetzes wesentlich 
vereinfacht werden. Absatz 3 übernimmt die Vor-
schrift über die Strafunmündigkeit von Kindern, 
die bisher in § 3 geregelt war. Da sich der Zweite 
Teil des Gesetzes ausschließlich mit Jugendlichen 
befaßt, war diese Änderung im Aufbau erfor-
derlich. 

Zu 2: 

Der Inhalt der Vorschrift ist, ohne daß sie aus-
drücklich normiert wäre, bereits geltendes Recht. 
Sie ist hier aufgenommen worden, um jeden 
Zweifel über die subsidiäre Geltung der allgemei-
nen Vorschriften auszuschließen. In Übereinstim-
mung mit der Terminologie des geltenden Ge-
setzes sind unter den allgemeinen Vorschriften 
alle Rechtsnormen des Strafrechts in weiterem 
Sinne zu verstehen, die ohne Rücksicht auf das 
Alter des Täters gelten. 

Zu §§ 3 bis 8 (Allgemeine Vorschriften): 

In diesem Abschnitt des Entwurfs „Allgemeine 
Vorschriften" sind nunmehr alle diejenigen Be-
stimmungen zusammengefaßt, die für das ma-
terielle Jugendstrafrecht von grundsätzlicher Be

-

deutung sind. Dadurch ist es möglich geworden, 
auf den bisherigen Abschnitt „Gemeinsame Vor-
schriften" zu verzichten. 

Die §§ 3 bis 6 übernehmen mit geringfügigen 
redaktionellen Verbesserungen den Inhalt der 
§§ 2, 3, 15a und 16 der Regierungsvorlage. § 7 
entspricht im wesentlichen dem § 17 der Regie-
rungsvorlage. Mit Rücksicht auf das Inkrafttreten 
des Gesetzes zur Sicherung des Straßenverkehrs 
mußte als weitere zulässige Maßregel der Siche-
rung und Besserung die Entziehung der Erlaubnis 
zum Führen von Kraftfahrzeugen eingeführt wer-
den. Dies war deshalb notwendig, weil auch Ju-
gendlichen unter gewissen Voraussetzungen eine 
Fahrerlaubnis erteilt werden kann. § 8 entspricht 
dem § 18 der Regierungsvorlage mit geringfügi-
gen redaktionellen Änderungen. 

Zu § 9: 

§ 9 ist mit § 4 der Regierungsvorlage gleich-
lautend. 

Zu § 10 (Weisungen): 

Die Ausgestaltung der zur Kategorie der Er-
ziehungsmaßregeln gehörenden Weisungen ist ge-
genüber der Regierungsvorlage wesentlich abge-
wandelt. Der Rechtsausschuß hat sich bemüht, 
eine scharfe Abgrenzung zwischen Weisungen und 
besonderen Pflichten (§ 15) durchzuführen, um 
in jedem Falle Klarheit über die Rechtsnatur der 
angeordneten Maßnahmen zu gewinnen. Weisun-
gen sind danach richterliche Auflagen, die ohne 
sühnenden Charakter ausschließlich der Erziehung 



des Jugendlichen dienen. In Absatz 1 ist ein nicht 
abschließender Katalog von Beispielen aufgeführt, 
der Hinweise dafür gibt, was sich der Gesetzgeber 
unter Weisungen vorstellt. Der Katalog kann 
vom Richter durch Weisungen anderer Art er-
gänzt werden. Die angestrebte Abgrenzung zu den 
besonderen Pflichten, die zur Kategorie der Zucht-
mittel gehören, hat der Ausschuß dadurch er-
reicht, daß er bei letzteren einen abschließenden 
Katalog aufgestellt hat, der vom Richter nicht ge-
ändert werden kann. Diese nach § 15 in Frage 
kommenden besonderen Pflichten haben den 
Zweck der Sühne, der bei den Erziehungsmaß-
regeln völlig zurücktritt. Schon aus diesem 
Grunde war es notwendig, die erforderliche Ab-
grenzung bei den besonderen Pflichten zu suchen. 

Zu § 11: 

Um es dem erkennenden Richter zu ermög-
lichen, sich der Entwicklung des straffälligen Ju-
gendlichen anzupassen, hat der Ausschuß die nach-
trägliche Änderung von Weisungen zugelassen. 
Derselbe Gedanke war bisher in § 63 des gelten-
den Gesetzes enthalten, wo allerdings die Ände-
rung von Weisungen dem Vormundschaftsrichter 
übertragen war. Diese Regelung erschien wenig 
sinnvoll, weil die Verfügung über Weisungen 
zweckmäßig in der Hand des Richters verbleiben 
sollte, der sie erteilt hat. 

§ 11 Abs. 2 entspricht sachlich dem bisherigen 
§ 19 der Regierungsvorlage, ist allerdings hier aus 
systematischen Gründen auf die Weisungen be-
schränkt. 

Zu § 12: 

Die Vorschrift ist gegenüber dem § 6 der Re-
gierungsvorlage erweitert worden. Das geltende 
JGG hat die Voraussetzungen, die Ausübung und 
Ausführung sowie die Beendigung der Schutzauf-
sicht und der Fürsorgeerziehung an drei verschie-
denen Stellen geregelt und dadurch eine wenig 
erfreuliche Unübersichtlichkeit geschaffen. Es er-
schien zweckmäßig, diese Bestimmungen in § 12 
zusammenzufassen und damit eine wesentliche 
Vereinfachung herbeizuführen. 

Zu §§ 13, 14: 

Die Vorschriften übernehmen ohne sachliche 
Änderung den Inhalt der §§ 7 und 10 der Regie-
rungsvorlage über Zuchtmittel und Verwarnung. 

Zu § 15 (Besondere Pflichten): 

Wie schon zu § 10 im Rahmen der Weisungen 
eingehend ausgeführt, hat der Ausschuß den Kreis 
der besonderen Pflichten auf folgende Fälle be-
schränkt: 

1. die Wiedergutmachung des Schadens, 

2. die persönliche Entschuldigung und 

3. die Zahlung eines Geldbetrages. 

Durch diese abschließende Aufzählung der beson-
deren Pflichten wird die im geltenden Recht be-
stehende Unklarheit darüber, welche Maßnahmen 
als Weisungen und welche als besondere Pflich-
ten zu bezeichnen sind, beseitigt. Die Schwierig-
keit der Abgrenzung hat für die Praxis zu erheb-
lichen Zweifelsfragen geführt, weil die rechtliche 
Behandlung in beiden Fällen verschieden war. 

In § 15 Abs. 3 wird die Regelung des § 19 der 
Regierungsvorlage über die Folgen der Nicht-
erfüllung von besonderen Pflichten übernommen. 

Zu § 16 (Jugendarrest): 

Der Ausschuß hat eingehend erwogen, ob an 
dem Zuchtmittel des Jugendarrestes festgehalten 
werden soll. Gegen diese Einrichtung, die zwar in 
in der Zeit des Nationalsozialismus geschaffen, 
aber schon lange vorher von der Jugendreform-
bewegung gefordert worden war, sind namentlich 
in den letzten Jahren beachtliche Bedenken er-
hoben worden. Diese richteten sich weniger gegen 
die gesetzgeberische Ausgestaltung des Jugend-
arrestes als gegen seine Anwendung und Durch-
führung in der Praxis. Hier liegt in der Tat ein 
sehr schwieriges Problem. Viele unerfahrene Ju-
gendrichter verhängen den Jugendarrest in unge-
eigneten Fällen und führen ihn außerdem so 
durch, daß er sich praktisch von einer kurzfristi-
gen Freiheitsstrafe nicht unterscheidet. Der Aus-
schuß hat sich aber gleichwohl dazu entschlossen, 
ihn beizubehalten, da er bei richtiger Anwendung 
ein durchaus brauchbares Erziehungsmittel ist, 
wenn beim Vollzug die Vorschriften des § 90 
des Entwurfs beachtet werden. Der Jugendarrest 
ist dazu bestimmt, einen noch unverdorbenen und 
leicht ansprechbaren Jugendlichen durch energi-
sches Zugreifen, das mit einer unmittelbaren Ein-
flußnahme des Richters im Vollzug zu verbinden 
ist, wieder auf den rechten Weg zu führen. 
Gegenüber verwahrlosten oder kriminellen Tätern 
muß er dagegen zum Mißerfolg führen. Es wird 
eine besonders wichtige Aufgabe der Länder sein, 
alles zu tun, um in der Praxis allgemein eine An-
wendung und Durchführung des Jugendarrestes 
zu erreichen, wie sie dem Gesetzgeber vorschwebt. 
Im einzelnen hat der Ausschuß an der entspre-

chenden Vorschrift der Regierungsvorlage (§ 8) 
einige Änderungen vorgenommen. Während nach 
geltendem Recht an Stelle von Freizeitarrest bei 
Vorliegen besonderer Gründe Kurzarrest ver-
hängt werden kann, werden diese Gründe nun-
mehr näher konkretisiert. In Zukunft soll Kurz-
arrest als Ersatz für Freizeitarrest nur möglich 
sein, wenn der zusammenhängende Vollzug aus 
Gründen der Erziehung zweckmäßig erscheint 
und weder die Ausbildung noch die Arbeit des 
Jugendlichen beeinträchtigt werden. Für die Um- 



wandlung wird ein einfacher Schlüssel zur Ver-
fügung gestellt, nach dem zwei Tage Kurzarrest 
einem Tag Freizeitarrest gleichstehen. Die Ge-
samtdauer des Kurzarrestes soll allerdings sechs 
Tage niemals überschreiten, da er andernfalls dem 
Dauerarrest gleichstehen würde. 

Zu § 17 (Jugendstrafe): 

Der Ausschuß hat an der Form und den Voraus-
setzungen der Jugendstrafe gegenüber dem Regie-
rungsentwurf nichts wesentliches geändert. Da je-
doch die Erziehung auch im Bereich der Jugend-
strafe eine hervorragende Rolle spielt, erschien es 
in Übereinstimmung mit einem Abänderungsvor-
schlag des Bundesrates zweckmäßig, in erster Linie 
auf die echte Erziehungsstrafe abzustellen und erst 
dann die bloße Schuldstrafe zu erwähnen. 

Zu § 18 (Dauer der Jugendstrafe): 

Mit der Frage des Mindestmaßes der Jugend-
strafe hat sich der  Ausschuß sehr eingehend be-
faßt. Er hat sich auf Grund eigener Erfahrungen 
und der Ausführungen besonders zugezogener 
Sachverständiger davon überzeugt, daß kurz-
fristige Freiheitsstrafen regelmäßig erzieherisch 
wertlos sind, häufig sogar für die Entwicklung 
des Jugendlichen zu Schäden führen können. 
Durch eine kurzfristige Strafe wird der Ver-
urteilte mit einem Makel belastet, ohne daß der 
Vollzug eine nachhaltig bessernde Wirkung ge-
währleisten kann. Die Praxis des Vollzugs hat 
eindeutig erwiesen, daß für die erzieherische 
Arbeit in der Anstalt ausreichende Zeit zur Ver-
fügung stehen muß. Die Jugendreformbewegung 
hat diese Tatsache schon seit vielen Jahren zum 
Anlaß genommen, ein Mindestmaß der Jugend-
strafe von neun oder gar zwölf Monaten zu for-
dern, um damit sicherzustellen, daß nur in äußer-
sten Fällen echte Strafe angewendet und diese 
alsdann auch erzieherisch wirkungsvoll durchge-
führt wird. 

Der Ausschuß war in Übereinstimmung mit dem 
Regierungsentwurf der Meinung, daß ein Min-
destmaß von neun oder zwölf Monaten zu hoch 
gegriffen ist, da dann für den Richter die außer-
ordentlich schwierige Frage entsteht, wie er gegen 
Jugendliche einschreiten kann, bei denen eine 
mindere Strafe angebracht und auch erzieherisch 
aussichtsreich erscheint. Nach eingehenden Über-
legungen ist der Ausschuß zu dem Ergebnis ge-
kommen, daß die Grenze zweckmäßig bei sechs 
Monaten gezogen wird. Dieser Zeitraum reicht 
vielfach aus, um nachhaltig auf den Verurteilten 
einzuwirken und ihm damit eine Hilfestellung für 
seine weitere Entwicklung zu geben. Auf der an-
deren Seite wird der Richter nicht gezwungen, von 
Strafe abzusehen in Fällen, in denen er sie für not-
wendig hält. 

Es ist allerdings zuzugeben, daß auch bei dieser 
Mindestgrenze noch eine erhebliche Spannung zu 
dem Höchstmaß des Jugendarrestes von vier 
Wochen besteht. Diese ist jedoch in Kauf zu neh-
men, da das Gesetz eine Vielzahl von Erziehungs-
maßregeln und Zuchtmitteln zur Verfügung stellt, 
die es bei wohldurchdachter Anwendung gestat-
ten, das Erziehungsziel auch ohne das Mittel der 

 kriminellen Strafe zu erreichen. Selbst wenn die 
Schuld des Betroffenen aus dem Gesichtspunkt 
der Sühne die Auferlegung eines entsprechenden 
Übels fordern sollte, muß von Strafe abgesehen 
werden, wenn von vornherein feststeht, daß sie 
sich wegen ihrer Kürze für die Entwicklung des 
Jugendlichen schädlich auswirken könnte. Um mit 
Sicherheit erziehungswidrig kurze Strafen zu ver-
meiden, war die Entscheidung für ein ausreichen-
des Mindestmaß der Strafe unumgänglich. Aller-
dings verlangt die Neuregelung von dem Jugend-
richter eine tiefe Einsicht in die Zusammenhänge 
des Jugendstrafrechts und vor allem sehr viel 
Verständnis für den tragenden Grundgedanken 
des Gesetzes, daß die Jugendstrafe das letzte und 
äußerste Mittel zur Resozialisierung  eines jungen 
Rechtsbrechers ist, dem erzieherischer Wert nur 
innewohnt, wenn ausreichende Zeit für den Voll-
zug zur Verfügung steht. 
Die später zu behandelnde Möglichkeit, die Voll-

streckung oder die Verhängung der Jugendstrafe 
auszusetzen (§§ 20 ff.), wird dem Richter vielfach 
die Entscheidung über die Frage, ob er Jugend-
strafe verhängen soll oder nicht, erleichtern. Nach 
Ansicht des Ausschusses ist die Einführung der 
Aussetzung zur Bewährung ein notwendiger und un-
verzichtbarer Ausgleich gegenüber der Erhöhung des 
Mindestmaßes der Jugendstrafe auf sechs Monate. 
Man muß sich nach allem vorstehenden darüber 
klar sein, daß, abweichend vom allgemeinen Straf-
recht im Jugendstrafrecht die Dauer der verhäng-
ten Strafe keinen sicheren Rückschluß auf die 
Schwere der Verfehlung zuläßt. Diesem Gesichts-
punkt trägt die Vorschrift des § 91 über den Voll-
zug der Jugendstrafe Rechnung. 

Zu § 19 (Unbestimmte Dauer der Jugendstrafe): 

Das geltende Recht hat durch eine Novelle von 
1941 die unbestimmte Strafe in Anlehnung an 
zahlreiche ausländische Vorbilder dem österreichi -
schen JGG von 1928 entnommen. Sie ist keine 
völlig unbestimmte Strafe, sondern eine durch ein 
Mindest- und Höchstmaß begrenzte Rahmen-
strafe. Sie wird verhängt, wenn der Richter 
schädliche Neigungen des Jugendlichen feststellt 
und nicht voraussehen kann, welche Zeit erfor-
derlich ist, um einen brauchbaren Erziehungs-
erfolg im Strafvollzug zu erzielen. Während des 
ganzen Vollzugs und der sich anschließenden Be-
währungszeit bleibt die Unbestimmtheit des 
Strafendes für den Betroffenen bestehen. Dieser 
hat lediglich die eine Gewißheit, daß mit Errei

-

chung des Höchstmaßes der Vollzug beendet ist. 



Abgesehen von einer Anzahl dogmatischer und 
kriminalpolitischer Bedenken, die im Ergebnis 
überwindbar erscheinen, hatte der Ausschuß in-
soweit einstimmig schwerwiegende Zweifel, ob 
sich die Aufrechterhaltung der Unbestimmtheit 
bis zur Erreichung des Höchstmaßes der Strafe 
empfiehlt. Gerade für den zur Bewährung Ent-
lassenen wird die Unbestimmtheit des Strafendes 
eine sehr schwere Belastung bedeuten, die ihn 
vielfach zu einer Trotzhaltung führen oder zur 
Heuchelei veranlassen könnte und damit jede 
weitere erzieherische Bemühung vereiteln würde. 
Der Ausschuß war deshalb übereinstimmend der 
Meinung, daß im Zeitpunkt der Entlassung des 
Jugendlichen aus dem Strafvollzug entschieden 
werden muß, wann mindestens die Strafe im Falle 
des Versagens während der Bewährungszeit endet. 

Erwogen wurde, ob man nicht die Umwandlung 
in eine bestimmte Strafe nach der Verbüßung des 
Mindestmaßes auch schon während des Strafvoll-
zugs vor der Entlassung vorsehen sollte. Nach 
eingehenden Erörterungen hat der Rechtsausschuß, 
dem der Ausschuß für Fragen der Jugendfürsorge 
die Entscheidung insoweit überlassen hatte, sich 
für den Wortlaut der Vorlage in den §§ 19, 88 und 
89 entschieden, da die besondere erziehliche Wir-
kung der unbestimmten Strafdauer durch eine 
während des Vollzugs beantragte Straffestsetzung 
gefährdet erscheint. 

Zu §§ 20 bis 26 (Strafaussetzung): 

Der Rechtsausschuß hat die von der Bundes-
regierung vorgeschlagene Möglichkeit, die Jugend-
strafe zur Bewährung auszusetzen, im wesent-
lichen gebilligt. Die damit getroffene Entscheidung 
für die Einführung eines umfassenden Systems 
der Bewährungsaufsicht und Bewährungshilfe 
war angesichts der Entwicklung des gesamten 
Strafrechts im In- und Ausland geboten. Nicht so 
wichtig erschien dabei dem Rechtsausschuß die 
rechtliche Form, in der diese Maßnahmen in der 
Freiheit zur Abwendung des Strafvollzugs ange-
ordnet werden. Er hat sich für die Aussetzung der 
Strafvollstreckung entschieden, weil diese bereits 
im JGG von 1923 enthalten war und jetzt auch 
für Erwachsene durch das dritte Strafrechtsände-
rungsgesetz eingeführt werden soll. Entscheidend 
war dabei, von Gedankengängen loszukom-
men, die im Gnadenrecht und auch in der richter-
lichen Praxis des JGG von 1923 eine verhängnis-
volle Rolle gespielt haben. Man ging nämlich viel-
fach von der Vorstellung aus, daß es im wesent-
lichen Sache des Verurteilten sein müsse, sich 
aus eigener Kraft durch gute Führung während 
der Bewährungsfrist Strafbefreiung zu verdienen. 
Daraus ergab sich die unerfreuliche Folgerung, 
daß man dem verurteilten Jugendlichen durch 
richterliche Entscheidung oder durch Gnadenakt 
Strafaussetzung bewilligte, ihn im übrigen aber 
seinem Schicksal überließ. Daß diese Handhabung 
häufig nicht zum Erfolge führen konnte, liegt auf  

der Hand. Mindestens bei Jugendlichen ist es un-
umgänglich, daß die Bewährungszeit zu positiver 
und wirkungsvoller erzieherischer Einwirkung aus-
genutzt wird. Die sozial-konstruktive Zielsetzung 
der Bewährungsmaßnahmen tritt deshalb in dem 
Entwurf viel weiter in den Vordergrund, als das 
bisher in einem Gesetz der Fall gewesen ist. So ist 
vor allem vorgesehen, daß der verurteilte Ju-
gendliche grundsätzlich der Aufsicht eines haupt-
amtlichen Bewährungshelfers unterstellt wird, der 
nicht nur die Aufgaben eines Kontrollorgans zu 
erfüllen hat, sondern in erster Linie dem Jugend-
lichen in allen Schwierigkeiten seines weiteren 
Lebensweges beistehen soll. Die durch die Anstel-
lung hauptamtlicher Bewährungshelfer entstehen-
den Kosten werden übrigens hoffentlich, wie die 
Erfahrungen vieler ausländischer Staaten überzeu-
gend beweisen, nach einer gewissen Anlaufzeit 
durch Einsparungen im Vollzugssektor ausge-
glichen werden. Daß die Aussetzung zur Bewäh-
rung als Ausgleich gegenüber der Mindesthöhe 
der Jugendstrafe von sechs Monaten dringend er -
wünscht ist, wurde bereits in der Erläuterung 
zu § 18 (letzter Absatz) ausgeführt. 

Da der Entwurf ,der Bundesregierung den vor-
stehend dargelegten Grundsätzen entsprach, hat der 
Ausschuß sich ihm sachlich in vollem Umfang an-
geschlossen und nur geringfügige redaktionelle 
Änderungen vorgenommen, die einer Anpassung 
an das Dritte Strafrechtsänderungsgesetz oder 
einer klareren Herausarbeitung der Gedanken-
gänge dienen. 

Durch die Trennung der materiell-rechtlichen 
Vorschriften von den Prozeßvorschriften ist ein 
wesentlich klarerer Aufbau auch dieses Abschnitts 
erzielt. Auf den prozessualen Teil der Strafaus-
setzung zur Bewährung wird im Rahmen der Ver-
fahrensvorschriften noch einzugehen sein. 

Zu §§ 27 bis 30 (Aussetzung der Strafverhängung): 

Auch die Einrichtung der Aussetzung der Ver-
hängung der Jugendstrafe hat der Ausschuß 
grundsätzlich gebilligt. Hier wird im Anschluß an 
das österreichische Jugendgerichtsgesetz und an-
dere ausländische Vorbilder die Trennung von 
Schuld- und Strafausspruch eröffnet. Der Richter 
kann danach in geeigneten Fällen lediglich die 
Schuld des Jugendlichen feststellen und die Ent-
scheidung über die Verhängung der Jugendstrafe 
für die Dauer einer Bewährungsfrist aussetzen. 
Dieses Mittel, das zweifellos erzieherisch sehr wirk-
sam eingesetzt werden kann, soll zunächst nur in 
einem engen Rahmen erprobt werden, da mit ihm 
auch gewisse Gefahren verbunden sind, vor allem 
die Möglichkeit einer unzulässigen strafrechtlichen 
Bewertung schlechter — jedoch nicht strafbarer — 
Führung während der Bewährungszeit. Die Aus-
setzung der Verhängung ist deshalb bewußt auf 
Fälle beschränkt worden, in denen der Richter die 
Entscheidung darüber, ob der Täter aus einem 



eingewurzelten Hang oder einer einmaligen Ent-
gleisung gehandelt hat, auf Grund der bisherigen 
Ermittlungen und des Eindrucks der Hauptver-
handlung noch nicht treffen kann. 

Für die Bewährungszeit sind die gleichen Maß-
nahmen vorgesehen wie bei der Strafaussetzung 
zur Bewährung. 

Zu §§ 31, 32 (Einheitsstrafe): 

Im Gegensatz zum Erwachsenen-Strafrecht hat 
das JGG von 1943 für die Fälle der Tatmehrheit 
die sogenannte Ei nheitsstrafe eingeführt, die in 
Entwürfen zu einem Deutschen Strafgesetzbuch 
bereits seit längerer Zeit allgemein erwogen wor-
den ist. Trotz einzelner materieller und prozessua-
ler Bedenken war der Ausschuß der Meinung, daß 
grundsätzlich an der Einheitsstrafe festgehalten 
werden sollte. Sie ist vor allem deshalb zu recht-
fertigen, weil bei Vorliegen mehrerer Straftaten 
eines Jugendlichen aus Erziehungsgründen eine 
einheitliche Reaktion geboten erscheint. Es wäre 
nicht sinnvoll, an einem Jugendlichen mehrere, 
nicht aufeinander abgestimmte Erziehungsmaß-
regeln, Zuchtmittel und Strafen neben- oder nach-
einander zu vollziehen. Der Erziehungserfolg 
würde dadurch regelmäßig in Frage gestellt. Die-
ser Grundsatz wird auch gelten müssen, wenn ein 
Teil der Straftaten bereits rechtskräftig abgeurteilt 
ist, die erkannten Maßnahmen aber noch nicht 
vollständig ausgeführt sind. Gewisse Nachteile, 
die sich dabei durch Hintanhaltung der Rückfall-
voraussetzungen oder durch andere prozessuale 
Unzuträglichkeiten ergeben können, müssen we-
nigstens dann in Kauf genommen werden, wenn 
es sich bei allen Straftaten um Jugendverfehlungen 
handelt. 
Der Ausschuß ist deshalb dem Vorschlag des 

Bundesrates, die nachträgliche Bildung einer Ein-
heitsstrafe nur unter den Voraussetzungen des 
§ 79 StGB vorzusehen, nicht gefolgt. Er hat jedoch 
entsprechend der Stellungnahme ,der Bundes-
regierung eine Auflockerung des geltenden Rechts 
dadurch erreicht, daß er eine Einheitsstrafe bei 
Erwachsenenstraftaten und schon abgeurteilten 
Jugendverfehlungen grundsätzlich verbietet. Es 
ist kein durchschlagendes Bedürfnis für einen ein-
heitlichen Vollzug mehr gegeben, wenn ein Täter 
als Erwachsener eine Straftat begeht, die nach 
geltendem Recht nur deshalb zur Bildung einer 
Einheitsstrafe führt, weil noch frühere Jugend-
verfehlungen unerledigt sind. Hier können sich 
für das Rechtsgefühl kaum erträgliche Vorteile für 
den Verurteilten sowohl in der Strafbemessung 
als auch in der Hintanhaltung von Rückfallvoraus-
setzungen ergeben, die kriminalpolitisch uner-
wünscht sind. Daraus ergibt sich folgende Kon-
sequenz: Eine Einheitsstrafe kann nur gebildet 
werden, wenn Jugendstraftaten zusammentreffen 
oder wenn ausnahmsweise Jugend- und Erwachse-
nenstraftaten in einer Verhandlung abgeurteilt 
werden. 

Neben dieser grundsätzlichen Änderung des 
Entwurfs, die der Stellungnahme der Bundes-
regierung zu den Änderungsvorschlägen des Bun-
desrates entspricht, hat der Ausschuß die Vorschrif-
ten über die Einheitsstrafe noch wesentlich ver-
einfacht. Während bisher der Richter verpflichtet 
war, grundsätzlich eine Einheitsstrafe zu bilden, 
und nur unter bestimmten, wenig klar umschrie-
benen Voraussetzungen davon absehen konnte, 
wird es jetzt seinem Ermessen anheimgestellt, ob 
er im Einzelfall aus Erziehungsgründen von der 
Bildung einer Einheitsstrafe absehen will. Solche 
Gründe können z. B. vorliegen, wenn aus einer 
früheren Verurteilung noch eine Bewährungszeit 
läuft, deren Fortbestehen trotz der neuen Straftat 
ratsam erscheint, oder wenn die neue Maßnahme 
den Vollzug der früher angeordneten Maßnahmen 
nicht behindert. Dann kann der Richter die neue 
Tat selbständig beurteilen und das frühere Ver-
fahren unberührt lassen. Die vom Ausschuß er-
arbeitete Neuregelung bringt neben einer wesent-
lichen Vereinfachung auch eine freiere Stellung 
des Richters mit sich, wodurch eine Berücksich-
tigung der jeweiligen erzieherischen Bedürfnisse 
ermöglicht wird. 

Zu §§ 33 bis 38 (Jugendgerichtsverfassung): 

Die Vorschriften über die Gerichtsverfassung 
haben gegenüber dem Regierungsentwurf keine 
wesentliche Änderung erfahren. Als besondere 
Neuerung, die für das Jugendstrafrecht nachzu-
holen war, ist die Einführung von jugendkundigen 
Laienrichtern hervorzuheben, die dem Jugend-
schöffengericht und der Jugendkammer beisitzen. 
Für ihre Vorwahl durch den Jugendwohlfahrts-
ausschuß hat der Ausschuß noch eine besondere 
rechtsstaatliche Sicherung eingefügt: die Vor-
schlagsliste des Jugendwohlfahrtsausschusses be-
darf einer Zwei-Drittel-Mehrheit. Dadurch wird 
die Übereinstimmung mit dem Gerichtsverfas-
sungsgesetz hergestellt und vor allem vermieden, 
daß eine einfache Mehrheit im Ausschuß Wahl-
vorschläge nach einseitigen politischen Gesichts-
punkten durchsetzen kann. 

Zu §§ 39 bis 42 (Zuständigkeit): 

Auch die sachliche und örtliche Zuständigkeit 
der Jugendgerichte ist entsprechend den Vorschlä-
gen des Regierungsentwurfs geregelt worden. Die 
vom Ausschuß vorgenommenen Änderungen die-
nen überwiegend der Klarstellung und der sprach-
lichen Verbesserung. Es ist lediglich auf folgende 
sachliche Ergänzung zu verweisen: 

Die örtliche Zuständigkeit des Jugendrichters, 
dem die Aufgaben des Vollstreckungsleiters ob-
liegen, ist auf die Fälle der bestimmten Jugend-
strafe ausgedehnt worden. Die Änderung ergibt 
sich aus einer Erweiterung der Vollstreckungszu-
ständigkeit des Jugendrichters am Ort der Straf-
anstalt, auf die noch näher einzugehen sein wird. 



Zu §§ 43, 44: 
Die Vorschriften übernehmen die entsprechende 

Regelung der Regierungsvorlage über den Um-
fang der Ermittlungen und die Vernehmung des 
Beschuldigten im Vorverfahren ohne sachliche 
Änderung. 

Zu § 45: 
Die Voraussetzungen, unter denen der Staats-

anwalt von der Verfolgung einer Jugendverfeh

-

lung absehen kann, hat der Ausschuß gegenüber 
der Regierungsvorlage und dem geltenden Recht 
wesentlich umgestaltet. Er war der Meinung, daß 
in einer strafprozessualen Vorschrift dem Staats-
anwalt nicht die Möglichkeit des Ausweichens auf 
den Vormundschaftsrichter gegeben werden sollte. 
Wenn im Rahmen eines Strafverfahrens formlose 
Maßnahmen erforderlich werden, so soll der 
Staatsanwalt sie unmittelbar beim Jugendrichter 
anregen und nicht den unbeteiligten Vormund-
schaftsrichter bemühen. 
Im übrigen legte der Rechtsausschuß Wert 

darauf, daß formlose Maßnahmen, die ein Ab-
sehen von der Verfolgung rechtfertigen, nur dann 
getroffen werden können, wenn der Beschuldigte 
geständig ist. Soweit noch nicht feststeht, ob er 
eine mit Strafe bedrohte Handlung begangen hat, 
darf ihm keine Pflicht nach dem Gesetz auferlegt 
werden. 
Auch erschien es zweckmäßig, ausdrücklich 

klarzustellen, daß die Nichtbefolgung solcher 
formloser Maßnahmen nicht mit der Verletzung 
urteilsmäßiger Anordnungen gleichgestellt werden 
darf. Kommt der Jugendliche diesen Auflagen 
nicht nach, so kann kein Jugendarrest verhängt 
werden. Es ist vielmehr zulässig, daß das einge-
stellte Strafverfahren von dem Staatsanwalt fort-
gesetzt wird. 
Schließlich erschien die Möglichkeit des Ab-

sehens von der Verfolgung in besonders leichten 
Fällen für die Praxis zu unbestimmt. Es wurde 
statt dessen auf die Voraussetzungen des § 153 
StPO verwiesen. 

Zu § 46: 
Die Vorschrift, die sich mit der Darstellung 

des wesentlichen Ermittlungsergebnisses befaßt, 
bringt den in der Regierungsvorlage enthaltenen 
Gedanken ohne sachliche Änderung klarer zum 
Ausdruck. 

Zu § 47: 

Mit Rücksicht auf die in § 45 vorgenommenen 
Änderungen mußte § 47 angepaßt werden. 

Zu 48: 

Der Ausschuß hat daran festgehalten, daß Ver-
handlungen vor den Jugendgerichten einschließ-
lich der Verkündung der Entscheidungen nicht  

öffentlich sind. Dieser Grundsatz ist in der 
deutschen Strafrechtspflege schon alt und insbe-
sondere deshalb berechtigt, weil aus Erziehungs-
gründen vermieden werden muß, daß sich der Ju-
gendliche als Mittelpunkt eines allgemeinen In-
teresses fühlt. 

Absatz 2 ist gegenüber der Regierungsvorlage 
vereinfacht worden. Da es selbstverständlich er-
scheint, daß das Recht der Verfahrensbeteiligung 
auch das Recht der Anwesenheit in sich schließt, 
werden in Absatz 2 nach einem Hinweis auf die 
Verfahrensbeteiligten nur diejenigen Personen als 
anwesenheitsberechtigt genannt, die nicht schon 
wegen ihrer Beteiligung an der Verhandlung an-
wesend sein dürfen. 

Zu § 49: 

Der Ausschuß hat die Frage, ob eine Beschrän-
kung der Eidespflicht im Jugendstrafverfahren in 
Betracht kommen kann, sehr eingehend erwogen. 
Da nach dem Vorschlag der Bundesregierung die 
Lockerung der Eidespflicht nur im Verfahren vor 
dem Jugendrichter eintreten soll, also in Bagatell-
sachen, bei denen nur Erziehungsmaßregeln oder 
Zuchtmittel zu erwarten sind, wurden keine Be-
denken erhoben. Es ist in der Tat aus Erziehungs-
gründen oft mißlich, wenn in Jugendsachen von 
geringer Bedeutung viele Zeugen vereidigt wer-
den müssen. Dadurch fühlt sich der Jugendliche 
als Mittelpunkt eines besonders feierlichen Ver-
fahrens, wodurch ihm eine unzutreffende Vorstel-
lung von der Bedeutung des Verfahrens und vor 
allem auch von der Bedeutung seiner Person ver-
mittelt wird. 

Zu. § 50: 

Der Ausschuß hat es über den Regierungsent-
wurf hinaus für zweckmäßig gehalten, auch eine 
Mitteilung über Zeit und Ort der Hauptverhand-
lung an die Jugendgerichtshilfe vorzuschreiben. 
Dies war im geltenden Recht bisher nicht vorge-
sehen, erscheint aber notwendig, um die Beteili-
gung der Jugendgerichtshilfe auch in der Haupt-
verhandlung sicherzustellen. 

Zu § 51: 

Die Vorschrift ist wortgleich mit § 34 der Re-
gierungsvorlage. Sie behandelt die Möglichkeit 
der zeitweiligen Ausschließung von Verfahrens

-

beteiligten von der Hauptverhandlung. 

Zu § 52 (Anrechnung der Untersuchungshaft): 

Die Frage, unter welchen Voraussetzungen Un
-tersuchungshaft auf Jugendstrafe anzurechnen ist, 

war im Regierungsentwurf nur unzulänglich ge-
regelt. Nach ihm sollte eine Anrechnung nur er-
folgen, soweit sich der Vollzug der Untersuchungs-
haft erzieherisch günstig ausgewirkt hatte oder 



„aus Gründen der Gerechtigkeit” eine Anrechnung  
notwendig war. Da aber nicht erkennbar war, was  
im Einzelfall unter „Gründen der Gerechtigkeit"  
verstanden werden sollte, hat ,der Ausschuß hier  
eine wesentlich konkretere Fassung gewählt und  
auf die Erziehungsaufgabe des Strafvollzugs ab-
gestellt.  

In den Ausschußberatungen ist noch eine weitere  
Frage zur Anrechnung der Untersuchungshaft auf-
getaucht, die einer gesetzlichen Regelung bedarf.  
Es handelt sich darum, wie die Anrechnung der  
Untersuchungshaft auf Jugendstrafe von un be-
stimmter Dauer erfolgt. In der Rechtsprechung  
herrscht Streit darüber, ob sich die Anrechnung  
auf das Mindest- oder das Höchstmaß auswirkt.  
Der Ausschuß hat die Frage in der Weise geklärt,  
daß der Richter im Urteil zu bestimmen hat, ob  
die Anrechnung das Mindest- oder das Höchstmaß 
der Strafe beeinflußt. Dabei soll es allerdings 
nicht möglich sein, daß eine Anrechnung aus-
schließlich auf das Höchstmaß erfolgt. Mindestens 
ein Viertel der erlittenen Untersuchungshaft soll 
vielmehr im Falle der Anrechnung das Mindest-
maß ermäßigen. 

Zu § 53  

Die dem Jugendrichter nach geltendem Recht zu-
stehende Möglichkeit, die Auswahl und Anord-
nung von Erziehungsmaßregeln dem Vormund-
schaftsrichter zu überlassen, hat der Ausschuß 
beibehalten. Dagegen erschien es nicht zweck-
mäßig, die gleiche Regelung auch für die Zucht-
mittel zu treffen. Zuchtmittel sind strafähnliche 
Maßnahmen, deren Anordnung grundsätzlich dem 
Strafrichter vorbehalten sein sollte. Dies gilt vor 
allem für den Jugendarrest, dessen Verhängung 
mit den gewöhnlichen Rechtsmitteln anfechtbar 
ist. Würde man seine Anordnung dem Vormund-
schaftsrichter überlassen, so entstände außerdem 
noch die rechtlich sehr schwierige Frage, welches 
Rechtsmittel in diesem Falle dem Jugendlichen zur 
Verfügung steht. 

Zu § 54:  

Die Vorschrift behandelt den Mindestinhalt der 
Urteilsgründe in Jugendstrafsachen. Sie ist mit 
§ 39 des Regierungsentwurfs gleichlautend. 

Zu § 55 (Rechtsmittelbeschränkungen):  

Die Frage der Beschränkung von Rechtsmitteln 
im Jugendstrafverfahren hat den Ausschuß sehr 
eingehend beschäftigt. 

Ganz abgesehen von dem das Strafrecht beherr-
schenden Grundsatz, daß zwischen Tat und Sühne 
ein zeitlicher Zusammenhang bestehen muß, spielt 
im Jugendstrafrecht aus Erziehungsgründen die 
Notwendigkeit möglichster Beschleunigung und 
Verkürzung der Jugendstrafverfahren eine ent-

scheidende Rolle. Alle im JGG vorgesehenen Maß-
nahmen haben nämlich die erforderliche erziehe-
rische Wirkung in der Regel nur, wenn sie noch 
in unmittelbarem Zusammenhang mit der Tat an-
geordnet werden. Hat der Jugendliche erst die 
innere Beziehung zu seiner Verfehlung verloren, 
so empfindet er die verspätete Vollziehung von 
Maßnahmen oder Jugendstrafe nicht mehr als 
einleuchtende Reaktion auf seine Tat, sondern als 
ein mehr oder weniger unverständliches Übel, dem 
er sich notgedrungen beugen muß. Dadurch würde 
der mit der Maßnahme angestrebte Erziehungser

-

folg stark beeinträchtigt  wenn nicht gar vereitelt.  

Um diesen Gedanken Rechnung zu tragen, hatte  
das geltende Gesetz von 1943 die Anfechtung von  
Entscheidungen, in denen nur Erziehungsanaß-
regeln oder Zuchtmittel angeordnet sind, aus-
schließlich dem Staatsanwalt vorbehalten, der  
davon auch nur Gebrauch machen durfte, wenn er  
eine Jugendgefängnisstrafe gegen den Verurteil-
ten erreichen wollte. Eine solche Regelung er-
schien dem Ausschuß mit rechtsstaatlichen Grund-
sätzen nicht vereinbar. Es muß dem Jugendlichen  
mindestens ermöglicht werden, im Rechtsmittel-
verfahren seine Unschuld geltend zu machen. Der  
Regierungsentwurf ist deshalb zu der Regelung  
des JGG von 1923 zurückgekehrt, die nur im  
Falle der Anerkennung der Schuld die Auswahl  
und den Umfang der angeordneten Erziehungs-
maßregeln und Zuchtmittel einer Nachprüfung  
entzieht. Diese verhältnismäßig zurückhaltende  
Rechtsmittelbeschränkung hat der Ausschuß gebil-
ligt. Er hat dabei einen Änderungsvorschlag des  
Bundesrates abgelehnt, der  die Anfechtbarkeit  
von Dauerarrest ohne jede Beschränkung zulassen  
wollte. Diese besondere Ausnahme erschien vor  
allem deshalb unzweckmäßig, weil gerade der  
Dauerarrest in seiner erzieherischen Wirkung  
stark abgeschwächt wird, wenn er der Tat nicht  
auf dem Fuße folgt.  

Auch im Falle der Jugendstrafe war der Aus-
schuß der Meinung, daß man aus den vorstehend  
dargelegten Gründen zu einer vorsichtigen Rechts-
mittelbeschränkung kommen sollte. Der Vorschlag  
der Bundesregierung, der für jeden Verfahrens-
beteiligten nur eine Wahlmöglichkeit zwischen  
Berufung und Revision zuläßt, erschien sachge-
mäß. Er wurde deshalb unverändert übernommen.  

Zu § 56 (Teilvollstreckung vor Rechtskraft):  

Auch die Möglichkeit der Teilvollstreckung vor  
Rechtskraft einer Einheitsstrafe hat der Ausschuß  
im wesentlichen in der von der Bundesregierung  
vorgeschlagenen Form gebilligt. Er hat sich davon  
überzeugt, daß ohne die Teilvollstreckung in  
gewissen Fällen sehr unerfreuliche Verfahrens-
situationen entstehen können. Aus der rechtlichen  
Ausgestaltung der Einheitsstrafe ergibt sich, daß  
bei mehreren Straftaten eines Jugendlichen das  



Urteil auch dann in seinem ganzen Umfang an-
gefochten werden muß, wenn die Entscheidung 
nur hinsichtlich einzelner Straftaten beanstandet 
wird. Der Fall kann dann durchaus so liegen, daß 
die vom Beschwerdeführer als zutreffend aner-
kannten Verurteilungen offensichtlich ausreichen, 
um eine Jugendstrafe — gegebenenfalls von kür-
zerer Dauer — aufrechtzuerhalten. Bei dieser Rechts-
lage wäre es wenig sinnvoll, eine Untersuchungshaft 
oder eine vorläufige Unterbringung in einem Erzie-
hungsheim bestehen zu lassen, wenn dem Straf-
vollzug kein sachlich berechtigter Hinderungs-
grund mehr im Wege steht. Der Ausschuß war 
sich darüber klar, daß die Vorschrift über die 
Teilvollstreckung einen Bruch mit dem allgemei-
nen Grundsatz der Strafprozeßordnung bedeutet, 
wonach jede Vollstreckung erst mit der Rechts-
kraft der Entscheidung beginnen kann. Diesen 
Gesichtspunkt hat auch der Bundesrat in seiner 
ablehnenden Stellungnahme betont. Es war 
aber zu bedenken, daß die Teilvollstreckung 
sich aus der rechtlichen Konstruktion der Ein- 
heitsstrafe ergibt. Sie war auch in früheren Ent-
würfen, die die Einheitsstrafe vorsahen, als pro-
zessual zweckmäßiger Ausgleich vorgesehen. Um 
eine Anordnung der Teilvollstreckung in Fällen zu 
verhindern, in denen sie nicht angebracht er-
scheint, hat der Ausschuß eine Einschränkung in-
sofern eingeführt, als die Maßnahme nur zulässig 
sein soll, wenn sie im wohlverstandenen Inter-
esse des Verurteilten liegt. 

Zu §§ 57 bis 64 (Aussetzung zur Bewährung): 

In diesen beiden Abschnitten sind die prozessua-
len Vorschriften über die Strafaussetzung zur 
Bewährung und die Aussetzung der Verhängung 
der Jugendstrafe zusammengefaßt. Sie sind we-
sentlich gründlicher durchgearbeitet, als dieses im 
Regierungsentwurf der Fall war. Vor allem ist 
auch eine Anpassung an den Entwurf des 3. StÄG 
erfolgt. Im einzelnen gestaltet sich das Verfahren 
wie folgt: 

Über die Aussetzung der Jugendstrafe zur Be-
währung wird im Urteil oder nachträglich durch 
Beschluß entschieden. Die Entscheidungen über 
Bewährungszeit, Bewährungsauflagen, Straferlaß 
und Widerruf der Strafaussetzung ergehen durch 
Beschluß. Die Anfechtbarkeit ist möglichst eng an 
den Entwurf des Dritten Strafrechtsänderungs-
gesetzes angeschlossen. 

Über die Aussetzung der Verhängung der Ju-
gendstrafe und die erforderlichen abschließenden 
Entscheidungen (Verhängung der Strafe oder Til-
gung des Schuldspruchs) wird grundsätzlich durch 
Urteil entschieden. Nur in einfachen Fällen kann 
die Tilgung des Schuldspruchs mit Zustimmung 
des Staatsanwalts auch durch Beschluß erfolgen. 
Für die Zwischenentscheidungen über Bewährungs-
zeit und Bewährungsauflagen gilt dasselbe wie bei 
der Aussetzung der Jugendstrafe zur Bewährung. 

Zu §§ 65, 66 (Nachträgliche Entscheidungen): 

Dieser Abschnitt befaßt sich mit den nachträg-
lichen Entscheidungen, die im Zusammenhang mit 
der Erteilung von Weisungen und der Auferlegung 
von besonderen Pflichten oder mit der Bildung 
einer Einheitsstrafe erforderlich werden. Die Vor-
schriften schließen sich eng an den Regierungs-
entwurf an. 

Zu §§ 67 bis 74 (Gemeinsame Verfahrens-
vorschriften): 

In dem Abschnitt über gemeinsame Verfahrens

-

vorschriften hat der Ausschuß keine grundsätz-
lichen Änderungen gegenüber der Regierungsvor-
lage vorgenommen. Soweit überhaupt Abweichun-
gen vorgesehen sind, dienen sie der Klarstellung 
oder einer Verbesserung einzelner verfahrens-
rechtlicher Regelungen. Die folgenden Punkte 
dürften hervorzuheben sein: 

a) In § 67 Abs. 4 ist vorgesehen, daß die pro-
zessualen Rechte des Erziehungsberechtigten 
und des gesetzlichen Vertreters für den Fall, 
daß sie ihnen wegen einer Beteiligung an der 
Straftat des Jugendlichen entzogen werden, 
nicht auf den Verteidiger, sondern auf einen 
eigens zu diesem Zweck zu bestellenden Pfle-
ger übergehen. Der Ausschuß war der Mei-
nung, daß dadurch die Rechtstellung des An-
geklagten stärker gesichert wird, als durch die 
bisherige Regelung des geltenden Rechts. 

b) Auf eine Legal-Definition der Begriffe des Er-
ziehungsberechtigten und des gesetzlichen Ver-
treters glaubte der Ausschuß verzichten zu 
können, weil sich bereits aus dem bürgerlichen 
Recht ergibt, wer erziehungsberechtigt und wer 
gesetzlicher Vertreter ist. 

c) Über den Regierungsentwurf hinaus ist in § 68 
eine notwendige Verteidigung auch dann vor-
geschrieben, wenn die Hauptverhandlung im 
ersten Rechtszuge vor der Jugendkammer 
stattfindet. Dadurch wird klargestellt, daß alle 
nach den allgemeinen Vorschriften vor das 
Schwurgericht gehörenden Strafsachen Fälle 
notwendiger Verteidigung sind. Aus der Straf-
prozeßordnung hätte sich dieser Schluß nicht 
zwingend ableiten lassen. 

d) Der Ausschuß hält es für unzweckmäßig, auch 
für den Pflichtverteidiger ausdrücklich vorzu-
schreiben, daß er erzieherisch befähigt und in 
der Jugenderziehung erfahren sein soll. Daraus 
können sich möglicherweise unerwünschte Dif-
ferenzen bei der Auswahl der Pflichtverteidi-
ger ergeben. 

e) Ein obligatorisches Akteneinsichtsrecht für 
den Beistand glaubte der Rechtsausschuß nicht 
gutheißen zu können. Er hat sich insoweit 
einem Änderungsvorschlag des Bundesrates, dem 
die Bundesregierung beigetreten war, ange- 



schlossen und das Einsichtsrecht des Beistandes 
nur fakultativ vorgesehen (§ 69 Abs. 3). 

f) In § 71 ist der Ausschuss einem Vorschlag des 
Bundesrates gefolgt. Er hat als vorläufige An-
ordnung über die Erziehung die einstweilige 
Unterbringung in einem Erziehungsheim zu-
gelassen und sie in ähnlicher Weise wie die 
Untersuchungshaft mit rechtsstaatlichen Ga-
rantien ausgestattet. 

g) Den Vorschlag der Bundesregierung, von dem 
diese bereits in ihrer Stellungnahme zu den 
Änderungsvorschlägen des Bundesrates abge-
rückt war, die Dauer der Untersuchungshaft  
starr zu begrenzen, hat der Ausschuß nicht an-
genommen. So sehr eine möglichst kurze Unter-
suchungshaft gerade im Jugendstrafverfahren 
erwünscht ist, kann dieses Ziel durch schema-
tische Lösungen nicht erreicht werden. Es wird 
bei der Durchführung jedes einzelnen Verfah-
rens Vorsorge zu treffen sein, durch geeignete 
Maßnahmen eine Beschleunigung zu erreichen.  
Als wirkungsvollstes Mittel, den Jugendlichen  
vor unabsehbarer Untersuchungshaft zu bewah-
ren, erschien die in § 72 Abs. 1 gegebene Vor-
schrift, daß in erster Linie statt Untersuchungs-
haft stets entsprechende Erziehungsanordnun-
gen erwogen werden müssen.  

Zu §§ 75 bis 78 (Vereinfachte Verfahren):  

Die vereinfachten Verfahren (jugendrichterliche 
Verfügung und vereinfachtes Jugendverfahren) 
sind gegenüber dem Regierungsentwurf nur ge-
ringfügig geändert worden. In Übereinstimmung 
mit der Strafprozeßordnung wurde in § 77 Abs. 1  
ausdrücklich geklärt, daß die Ablehnung des ver-
einfachten Verfahrens durch den Jugendrichter bis 
zum Zeitpunkt der Urteilsverkündung möglich ist. 
Außerdem wurde die Anordnung von Fürsorge-
erziehung oder die Verhängung von Jugendstrafe 
im vereinfachten Verfahren ausdrücklich untersagt  

(§ 78 Abs.  1) und die Stellung des Staatsanwalts 
etwas modifiziert (§ 78 Abs. 2). 

Zu §§ 79 bis 81:  

In diesem Abschnitt sind die Vorschriften des 
allgemeinen Verfahrensrechts aufgeführt, die im 
Jugendstrafverfahren keine Anwendung finden. 
Wesentliche Änderungen gegenüber dem geltenden 
Recht sind nicht vorgenommen worden. Es ist le-
diglich eine in  der  Rechtsprechung aufgetretene 
Zweifelsfrage hinsichtlich der Zulässigkeit der 
Nebenklage durch staatliche Behörden geklärt wor-
den. 

Zu §§ 82 bis 89 (Vollstreckung):  

Bei den Vorschriften über das Vollstreckungs-
verfahren hat sich der Ausschuß weitgehend dem 
Regierungsentwurf, allerdings unter Berücksichti-

gung der Änderungsvorschläge des Bundesrates, 
angeschlossen. 'Systematisch sind die Bestimmun-
gen übersichtlicher angeordnet. Auch die Anfecht-
barkeit von Entscheidungen im Vollstreckungsver-
fahren ist klarer geregelt. 

Eine einschneidende Abweichung ist jedoch her

-

vorzuheben: Nach geltendem Recht, an dem die 
Bundesregierung insoweit nichts ändern wollte, ist 
für die Vollstreckung von Jugendstrafe von unbe

-

stimmter Dauer der Jugendrichter am Ort des 
Strafvollzugs zuständig. Diese Einrichtung des so

-

genannten besonderen Vollstreckungsleiters hat 
sich in der Praxis gut bewährt. Nachdem nunmehr 

 das Mindestmaß  der Jugendstrafe auf sechs Monate   
erhöht worden ist, also in allen Fällen eine Strafe  
von nicht ganz unerheblicher Dauer vollstreckt wer-
den muß, erschien es angebracht, die besondere Voll-
streckungszuständigkeit auch auf Jugendstrafen von  
bestimmter Dauer auszudehnen. Damit dürfte eine  
wesentliche Verbesserung des Vollstreckungsverfah-
rens erzielt sein, da nunmehr alle Entscheidungen  
über bedingte und endgültige Entlassung aus dem  
Strafvollzug für jede Strafanstalt von demselben  
Richter getroffen werden und keine unterschied-
lichen Grundsätze bei der Behandlung der  An-
staltsinsassen infolge der Zuständigkeit verschie-
dener Richter obwalten können.  

Zu §§ 90 bis 93 (Vollzug):  

Auch die Vorschriften über den Vollzug bei  
Jugendlichen weisen nur geringfügige Änderungen  
gegenüber der Regierungsvorlage auf.  

Bei Jugendarrest ist die Durchführung strenger  
Tage, die bisher, allerdings mit der Möglichkeit  
von Ausnahmen in 'besonderen Fä llen, obliga

-

torisch ist, nunmehr fakultativ ausgestaltet. Der  
Ausschuß war der Meinung, daß 'damit allen Er-
ziehungsbedürfnissen am besten Rechnung getra-
gen werden kann.  

Zu §§ 94 bis 101 (Strafregister):  

Die Vorschriften über das Strafregister und die  
Beseitigung des Strafmakels durch Richterspruch  
schließen sich eng an die Regierungsvorlage und  
die Vorschläge 'des Bundesrates an. Grundsätzliche  
Änderungen wurden nicht vorgenommen. Hervor-
zuheben ist nur, daß es nicht zweckmäßig erschien,  
die Entscheidung über die Strafmakelbeseitigung  
in einem besonderen Termin verkünden zu lassen.  
Diese Feierlichkeit ist vor allem deshalb unange-
messen, weil der 'Beschluß über die Strafmakelbe

-

seitigung nicht endgültig, sondern einer Ab-
änderung im Rechtsmittelverfahren ausgesetzt ist  
und weil praktisch die Beseitigung des Strafmakels  
weit geringere Tragweite hat als die im allge-
meinen Recht vorgesehene und auch für Jugend-
liche anwendbare Tilgung des Vermerks, für die  
aber nirgendwo eine besonders feierliche Bekannt-
gabe vorgesehen ist.  



Zu §§ 102 bis 104 (Erwachsenengerichte): 

Da es grundsätzlich möglich ist, daß Jugend-
liche auch vor Erwachsenengerichten angeklagt 
werden (in politischen Strafsachen oder im Wege 
der Verbindung), war eine Bestimmung darüber, 
welche Vorschriften des JGG auch von den Er-
wachsenengerichten zu beachten sind, notwendig. 
Der Regierungsentwurf hatte es im wesentlichen 
dem Ermessen des Richters überlassen, ob und in-
wieweit er die Vorschriften des Jugendstrafver-
fahrens anwenden wollte. Eine solche Regelung 
erschien zu unbestimmt. Es wurde deshalb in 
§ 104 genau bezeichnet, welche Bestimmungen des 
JGG auch für das Erwachsenengericht bindend 
sind und wie weit ihre Anwendung dem richter-
lichen Ermessen anheimgestellt wird. Danach 
sind ausdrücklich nur diejenigen Vorschriften des 
JGG ausgenommen, die ihrer Natur nach im all-
gemeinen Strafverfahren nicht angebracht sind. 
Es ist aber durch § 104 Abs. 2 auch insoweit dem 
Gericht ein Ermessensspielraum eingeräumt. 

Zu §§ 105 bis 112 (Heranwachsende): 

Die Vorschriften über das Recht ,der Heran-
wachsenden lehnen sich eng an die Regierungs-
vorlage an. Sie sind in einem besonderen Teil des 
Gesetzes zusammengefaßt und gestatten dadurch 
einen wesentlich klareren Überblick über das ge-
samte für die Heranwachsenden geltende Recht. 
Nur in einem Punkt ist der Ausschuß von den 
Vorschlägen der Bundesregierung abgewichen: 
Er hält es nicht für zweckmäßig, im JGG einen 
Hinweis auf die Berücksichtigung der Strafzwecke 
und damit auf allgemeine Strafrechtsgrundsätze 
zu geben, da das Gericht insoweit nach seiner 
freien Überzeugung entscheiden muß. § 20 Abs. 3 
der Regierungsvorlage wurde deshalb gestrichen. 

Zu §§ 113 bis 124: 

Dieser letzte Teil des Gesetzes enthält die 
Schluß- und Übergangsvorschriften. Sie entsprechen 
im wesentlichen den einschlägigen Bestimmungen 
des Regierungsentwurfs. Nur folgende Änderungen 
sind kurz zu erwähnen: 

a) In § 113 wird den Ländern die Pflicht auferlegt, 
eine ausreichende Anzahl von hauptamtlichen 
Bewährungshelfern anzustellen und das Nähere 
über deren Tätigkeit durch Landesgesetz zu 
regeln. Der Regierungsentwurf hatte hier eine 
Frist vorgesehen, innerhalb deren die Anstel-
lung abgeschlossen sein mußte. Der Ausschuß 
hat es nicht für angängig gehalten, die Länder 

durch eine Frist zur Gesetzgebung anzuhalten. 
Dadurch entsteht die Gefahr, daß nach frucht-
losem Ablauf der Frist ein rechtlich unhalt-
barer Zustand entsteht. 

b) Die Möglichkeit, auch Gefängnisstrafe an jungen 
Menschen unter 24 Jahren in der Jugendstraf-
anstalt zu vollziehen, ist beibehalten worden. 
Es erschien jedoch wenig sinnvoll, auch den 
Vollzug von Haftstrafen, also regelmßig sehr 
kurzen Strafen, in einer Jugendstrafanstalt 
zuzulassen. 

c) Für die Wahl der Jugendschöffen war über den 
Regierungsentwurf hinaus noch eine weitere 
Übergangsvorschrift erforderlich. Die Novelle 
zum Jugendwohlfahrtsgesetz ist zur Zeit noch 
nicht verkündet. Daraus ergibt sich, daß in ver-
schiedenen Ländern des Bundesgebietes Jugend-
wohlfahrtsausschüsse noch nicht bestehen, 
denen nach dem Entwurf das Recht zusteht, 
Jugendschöffen und Jugendhilfsschöffen vor-
zuschlagen. Es erschien deshalb für die Über-
gangszeit notwendig, dieses Vorschlagsrecht 
überall da, wo es einen Jugendwohlfahrtsaus-
schuß noch nicht gibt, auf das Jugendamt zu 
übertragen. 

Bonn, den 5. Juni 1953 

Ewers 

Berichterstatter 

II. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Nr. 3264 der Drucksachen — 
in  der anliegenden Fassung mit der Überschrift 
„Entwurf eines Jugendgerichtsgesetzes" zuzustim-
men. 

Bonn, den 5. Juni 1953 

Der Ausschuß für Rechtswesen 

und Verfassungsrecht 

Dr. Laforet 

Vorsitzender 

Ewers 

Berichterstatter 



Beschlüsse des 23. Ausschusses: 

Entwurf eines Jugendgerichtsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

ERSTER TEIL 

Anwendungsbereich 

§1 

Persönlicher und sachlicher 
Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt, wenn ein Jugend-
licher oder ein Heranwachsender eine Ver-
fehlung begeht, die nach den allgemeinen 
Vorschriften mit Strafe  bedroht ist.  

(2) Jugendlicher ist, wer zur Zeit der Tat 
vierzehn, aber noch nicht achtzehn, Heran-
wachsender, wer zur Zeit der Tat achtzehn, 
aber noch nicht einundzwanzig Jahre alt ist. 
(3) Strafrechtlich ist nicht verantwortlich, 

wer zur Zeit der  Tat  noch nicht vierzehn 
Jahre alt ist. 

§ 2 

Anwendung des allgemeinen Rechts 

Die allgemeinen Vorschriften gelten nur, 
soweit in diesem 'Gesetz nichts anderes be-
stimmt ist. 

ZWEITER TEIL 

Jugendliche 

ERSTES HAUPTSTÜCK 

Verfehlungen Jugendlicher und ihre Folgen 

Erster Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 

§ 3 

Verantwortlichkeit 

Ein Jugendlicher ist strafrechtlich verant-
wortlich, wenn er zur Zeit der Tat nach 

seiner sittlichen und geistigen Entwicklung 
reif genug ist, das Unrecht der Tat einzu-
sehen und nach dieser Einsicht zu handeln. 
Zur Erziehung eines Jugendlichen, der 
mangels Reife strafrechtlich nicht verant-
wortlich ist, kann der Richter dieselben Maß-
nahmen anordnen wie der Vormundschafts-
richter. 

§ 4 

Rechtliche Einordnung der Straftaten 
Jugendlicher 

Ob die Straftat eines Jugendlichen als 
Verbrechen, Vergehen oder Übertretung an-
zusehen ist und wann sie verjährt, richtet 
sich nach den Vorschriften des allgemeinen 
Strafrechts. 

§ 5 

Die Folgen der Jugendstraftat 
(1) Aus Anlaß der Straftat eines Jugend-

lichen können Erziehungsmaßregeln ange-
ordnet werden. 

(2) Die Straftat eines Jugendlichen wird 
mit Zuchtmitteln oder mit Jugendstrafe ge-
ahndet, wenn Erziehungsmaßregeln nicht 
ausreichen. 

(3) Von Zuchtmitteln und Jugendstrafe 
wird abgesehen, wenn die Unterbringung in 
einer Heil- oder Pflegeanstalt die Ahndung 
durch den Richter entbehrlich macht. 

§ 6 

Nebenstrafen und Nebenfolgen 

Auf Verlust :der bürgerlichen Ehrenrechte, 
Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter oder Zulässigkeit von Polizeiaufsicht 
darf nicht erkannt werden. 

§ 7 

Maßregeln der Sicherung und Besserung 

Als Maßregeln der Sicherung und Bes-
serung im Sinne des allgemeinen Strafrechts 



können nur die Unterbringung in einer Heil- 
oder Pflegeanstalt oder die Entziehung der 
Erlaubnis zum Führen von Kraftfahrzeugen 
angeordnet werden (§ 42 a Nr. 1 und 7 des 
Strafgesetzbuchs). 

§ 8 

Verbindung von 'Maßnahmen und 
Jugendstrafe 

(1) Erziehungsmaßregeln und Zuchtmittel, 
ebenso mehrere Erziehungsmaßregeln oder 
mehrere Zuchtmittel können nebeneinander 
angeordnet werden. Mit der Anordnung der 
Fürsorgeerziehung darf Jugendarrest nicht 
verbunden werden. 

(2) Der Richter kann neben Jugendstrafe 
Weisungen erteilen, die Schutzaufsicht an-
ordnen und besondere Pflichten auferlegen. 
Auf Fürsorgeerziehung und auf andere 
Zuchtmittel kann er neben Jugendstrafe 
nicht erkennen. Steht der Jugenliche unter 
Bewahrungsaufsicht, so ruht eine gleichzei-
tig bestehende Schutzaufsicht bis zum Ab-
lauf der Bewährungszeit. 

(3) Der Richter kann neben Erziehungs-
maßregeln, Zuchtmitteln und Jugendstrafe 
auf die nach diesem Gesetz zulässigen Ne

-

benstrafen und Nebenfolgen erkennen. 

Zweiter Abschnitt . 

Erziehungsmaßregeln 

§ 9 

Arten 

Erziehungsmaßregeln sind: 

1. die Erteilung von Weisungen, 
2. die Schutzaufsicht, 
3. die Fürsorgeerziehung. 

§ 10 

Weisungen 

(1) Weisungen sind Gebote und Verbote, 
die die Lebensführung des Jugendlichen re-
geln und dadurch seine Erziehung fördern 
und sichern sollen. Der Richter kann dem 
Jugendlichen insbesondere auferlegen, 
1. Weisungen zu befolgen, die sich auf den 

Aufenthaltsort beziehen, 
2. bei einer Familie oder in einem Heim zu 

wohnen, 

3. eine Lehr- oder Arbeitsstelle anzunehmen, 
4. einer Arbeitsauflage nachzukommen, 

5. den Verkehr mit bestimmten Personen 
oder den Besuch von Gast- oder Vergnü-
gungsstätten zu unterlassen, 

6. keine geistigen Getränke zu genießen 
oder nicht zu rauchen oder 

7. bei einer Verletzung von Verkehrsvor-
schriften an einem polizeilichen Verkehrs-
unterricht teilzunehmen. 

(2) Der Richter kann dem Jugendlichen auch 
mit Zustimmung des Erziehungsberechtigten 
und des gesetzlichen Vertreters auferlegen, 
sich einer heilerzieherischen Behandlung 
durch einen Sachverständigen zu unterziehen. 
Hat der Jugendliche das sechzehnte Lebens-
jahr vollendet, so soll dies nur mit seinem 
Einverständnis geschehen. 

§ 11 

Nachträgliche Änderungen von Weisungen; 
Folgen der Zuwiderhandlung 

(1) Der Richter kann Weisungen nachträg-
lich ändern oder von ihnen befreien, wenn 
dies aus Gründen der Erziehung geboten ist. 

(2) Kommt der Jugendliche Weisungen 
schuldhaft nicht nach, so kann Jugendarrest 
verhängt werden, wenn eine Belehrung über 
die Folgen schuldhafter Zuwiderhandlung 
erfolgt war. 

§ 12 

Schutzaufsicht und Fürsorgeerziehung • 

Die Voraussetzungen, die Ausübung und 
Ausführung sowie die Beendigung der 
Schutzaufsicht und der Fürsorgeerziehung 
richten sich nach den Vorschriften über 
Jugendwohlfahrt. 

Dritter Abschnitt 

Zuchtmittel 

§ 13 

Arten und Anwendung 

(1) Der Richter ahndet die Straftat mit 
Zuchtmitteln, wenn Jugendstrafe nicht ge-
boten ist, dem Jugendlichen Aber eindring-
lich zum Bewußtsein gebracht werden muß, 
daß er für das von ihm begangene Unrecht 
einzustehen hat. 



(2) Zuchtmittel sind: 

1. die Verwarnung, 
2.  die Auferlegung besonderer Pflichten, 
3. der Jugendarrest. 

(3) Zuchtmittel haben nicht die Rechts-
wirkung einer Strafe. Sie werden nicht in 
das Strafregister eingetragen und begründen 
nicht die Anwendung von strafrechtlichen 
Rückfallvorschriften. 

§ 14 

Verwarnung 

Durch die Verwarnung soll dem Jugend-
lichen das Unrecht der Tat eindringlich vor-
gehalten werden. 

§ 15 

Auferlegung besonderer Pflichten 

(1) Als besondere Pflichten kann der Rich-
ter dem Jugendlichen auferlegen, 

1. den Schaden wieder gutzumachen, 
2. sich persönlich bei dem Verletzten zu ent-
schuldigen oder 

3. einen Geldbetrag zugunsten einer ge-
meinnützigen Einrichtung zu zahlen. 

(2) Der Richter soll die Zahlung eines 
Geldbetrages nur anordnen, 

1. wenn der Jugendliche eine leichte Ver-
fehlung begangen hat und anzunehmen 
ist, daß er den Geldbetrag aus Mitteln 
zahlt, über die er selbständig verfügen 
darf, oder 

2. wenn dem Jugendlichen der Gewinn, den 
er aus der Tat erlangt, oder das Entgelt, 
das er für sie erhalten hat, entzogen 
werden soll. 

(3) Bei schuldhafter Nichterfüllung von 
besonderen Pflichten gilt  § 11 Abs. 2 ent-
sprechend. 

§ 16 

Jugendarrest 

(1) Der Jugendarrest ist Freizeitarrest, 
Kurzarrest oder Dauerarrest. 

(2) Der Freizeitarrest wird für die wöchent-
liche Freizeit des Jugendlichen verhängt und 
auf mindestens eine Freizeit und höchstens 
vier Freizeiten bemessen. 

(3) Der  Kurzarrest wird statt des Freizeit-
arrestes verhängt, wenn der zusammenhän-

gende Vollzug aus Gründen der Erziehung 
zweckmäßig erscheint und weder die Aus-
bildung noch die Arbeit des Jugendlichen 
beeinträchtigt werden. Dabei stehen zwei 
Tage Kurzarrest einer Freizeit gleich. Die 
Gesamtdauer des Kurzarrestes darf aber 
sechs Tage nicht überschreiten. 

(4) Der Dauerarrest beträgt mindestens 
eine Woche und höchstens vier Wochen. Er 
wird nach vollen Tagen oder Wochen bemes-
sen. 

Vierter Abschnitt 

Die Jugendstrafe 

§ 17 

Form  und  Voraussetzungen 

(1) Die Jugendstrafe ist Freiheitsentzug in 
einer Jugendstrafanstalt. 

(2) Der Richter verhängt Jugendstrafe, 
wenn wegen der schädlichen Neigungen des 
Jugendlichen, die in der Tat hervorgetreten 
sind, Erziehungsmaßregeln oder Zuchtmittel 
zur Erziehung nicht ausreichen oder wenn 
wegen der Schwere der Schuld Strafe erfor-
derlich ist. 

§ 18 

Dauer der Jugendstrafe 

(1) Das Mindestmaß der Jugendstrafe be-
trägt sechs Monate, das Höchstmaß fünf Jahre. 
Handelt es sich bei der Tat um ein Ver-
brechen, für das nach dem allgemeinen 
Strafrecht eine Höchststrafe von mehr als 
zehn Jahren Zuchthaus angedroht ist, so ist 
das Höchstmaß zehn Jahre. Die Strafrahmen 
des allgemeinen Strafrechts gelten nicht. 

(2) Die Jugendstrafe ist so zu bemessen, 
daß die erforderliche erzieherische Einwir-
kung möglich ist. 

§ 19 

Jugendstrafe von unbestimmter Dauer 

(1) Der Richter verhängt Jugendstrafe von 
unbestimmter Dauer, wenn wegen der schäd-
lichen Neigungen des Jugendlichen, die in 
der Tat hervorgetreten sind, eine Jugend-
strafe von höchstens vier Jahren geboten ist 
und sich nicht voraussehen läßt, welche Zeit 
erforderlich ist, um den Jugendlichen durch 
den Strafvollzug zu einem rechtschaffenen 
Lebenswandel zu erziehen. 



(2) Das Höchstmaß der Jugendstrafe von 
unbestimmter Dauer beträgt vier Jahre. Der 
Richter kann ein geringeres Höchstmaß be-
stimmen oder das Mindestmaß (§ 18 Abs. 1) 
erhöhen. Der Unterschied zwischen dem Min-
dest- und dem Höchstmaß soll nicht weniger 
als zwei Jahre betragen. 

(3) Die Jugendstrafe von unbestimmter 
Dauer wird nach den für das Vollstreckungs-
verfahren geltenden Vorschriften (§ 89 Abs. 
3 und 4) in eine bestimmte Jugendstrafe 
umgewandelt, sobald der Jugendliche aus 
dem Strafvollzug entlassen wird. 

Fünfter Abschnitt 

Aussetzung der Jugendstrafe zur Bewährung 

§ 20 

Zweck der Aussetzung 

Der Richter kann die Vollstreckung einer 
bestimmten Jugendstrafe von nicht mehr als 
einem Jahr aussetzen, damit der Jugendliche 
durch gute Führung während einer Bewäh-
rungszeit Straferlaß erlangen kann. 

§ 21 

Voraussetzungen 

Der Richter darf die Vollstreckung der 
Jugendstrafe nur aussetzen, wenn die  Per-
sönlichkeit ides  Jugendlichen und sein Vor-
leben in Verbindung mit seinem Verhalten 
nach der Tat oder einer günstigen Verände-
rung seiner Lebensumstände erwarten las-
sen, daß er infolge der Aussetzung und unter 
der erzieherischen Einwirkung in der Be-
währungszeit künftig einen rechtschaffenen 
Lebenswandel führen wird. Der Richter soll 
auch berücksichtigen, ob der Vollzug der 
Jugendstrafe eine Erziehungsmaßregel ge-
fährden würde. 

§ 22 

Bewährungszeit 

(1) Der Richter setzt die Bewährungszeit 
auf mindestens 'zwei und höchstens drei 
Jahre fest. Er kann sie nachträglich bis auf 
ein Jahr verkürzen oder vor ihrem Ablauf, 
wenn der Jugendliche Bewährungsauflagen 
schuldhaft nicht nachkommt, bis auf vier 
Jahre verlängern. Die Bewährungszeit be-
ginnt mit der Rechtskraft der Entscheidung 
über  die Aussetzung der Jugendstrafe. 

(2) Während der Bewährungszeit ruht die 
Verjährung der Vollstreckung der Jugend-
strafe. 

§ 23 

Bewährungsauflagen 

Der Richter soll für die Dauer der Bewäh-
rungszeit die Lebensführung des Jugend-
lichen durch Auflagen beeinflussen, die eine 
umfassende erzieherische Einwirkung ge-
währleisten. Zu diesem Zweck soll er dem 
Jugendlichen Weisungen erteilen (§ 10) oder 
besondere Pflichten auferlegen (§ 15). Diese 
Anordnungen 'kann er auch nachträglich 
treffen, ändern oder aufheben. 

§ 24 

Bewährungsaufsicht und Bewährungshilfe 
(1) Die Lebensführung ides  Jugendlichen 

während der Bewährungszeit und die Erfül-
lung der richterlichen Auflagen überwacht 
ein hauptamtlicher Bewährungshelfer, der 
unter der Aufsicht des Richters steht und 
diesem verantwortlich ist. 
(2) Der Richter kann auch einen ehren-

amtlichen Bewährungshelfer bestellen, wenn 
dies aus Gründen der Erziehung zweckmäßig 
erscheint oder wenn in dem Bezirk des Ju-
gendgerichts ein hauptamtlicher Helfer nicht 
angestellt worden ist. 
(3) Der Bewährungshelfer soll dem Ju-

gendlichen während der Bewährungszeit hel-
fend und betreuend zur Seite stehen, seine 
Erziehung fördern und möglichst mit dem 
Erziehungsberechtigten und dem gesetzlichen 
Vertreter vertrauensvoll zusammenwirken. 
Er hat bei der Ausübung seines, Amtes das 
Recht auf Zutritt zu dem Jugendlichen. Er 
kann von dem Erziehungsberechtigten, dem 
gesetzlichen Vertreter, der Schule, dem Lehr-
herrn oder dem sonstigen Leiter der Berufs-
ausbildung Auskunft über die Lebensfüh-
rung des Jugendlichen verlangen. 

§ 25 

Pflichten des Bewährungshelfers 

Der Bewährungshelfer führt die Bewäh-
rungsaufsicht nach den Anweisungen des 
Richters durch. Er berichtet über die Lebens-
führung des Jugendlichen in Zeitabständen, 
die der Richter bestimmt. Erhebliche Zu-
widerhandlungen des Jugendlichen gegen 
Bewährungsauflagen teilt er dem Richter 
mit. 



§ 26  

Erlaß der Jugendstrafe; Widerruf 
der Aussetzung 

(1) Hat der Jugendliche sich bewährt, so 
wird die Jugendstrafe nach Ablauf der Be-
währungsfrist erlassen. 

(2) Der Richter widerruft, falls andere 
Maßnahmen nicht ausreichen, die Aussetzung 
der Jugendstrafe, wenn 
1. Umstände bekannt werden, die bei Wür-
digung des Wesens der Aussetzung zu 
ihrer Versagung geführt hätten, 

2. der Jugendliche, der das sechzehnte Le-
bensjahr vollendet hat, sich weigert, die 
Erfüllung der Bewährungsauflagen zu 
versprechen (§ 60 Abs. 3), 

3. der Jugendliche Bewährungsauflagen 
schuldhaft nicht nachkommt oder 

4. sich auf andere Weise zeigt, daß das in 
ihn gesetzte Vertrauen nicht gerechtfertigt 
war. 

(3) Leistungen, die der Jugendliche auf 
Grund von Auflagen erbracht hat, werden 
nicht zurückerstattet. 

Sechster Abschnitt 

Aussetzung der Verhängung  
der Jugendstrafe  

§ 27  

Voraussetzungen 

Kann nach Erschöpfung der Ermittlungs-
möglichkeiten nicht mit Sicherheit beurteilt 
werden, ob in  der  Straftat eines Jugend-
lichen schädliche Neigungen von einem Um-
fang hervorgetreten sind, daß eine Jugend-
strafe erforderlich ist, so kann der Richter 
die Schuld des Jugendlichen feststellen, die 
Entscheidung über die Verhängung der Ju-
gendstrafe aber für eine von ihm zu bestim-
mende Bewährungszeit aussetzen. 

§ 28  

Bewährungszeit 

Die Bewährungszeit beträgt mindestens ein 
Jahr und höchstens zwei Jahre. Sie kann 
nachträglich bis auf das Mindestmaß ver-
kürzt oder vor ihrem Ablauf bis auf das 
Höchstmaß verlängert werden. Sie beginnt 
mit der Rechtskraft des Urteils, in dem die 

 Schuld des Jugendlichen festgestellt wird.  

§ 29  

Bewährungsaufsicht 

Der Jugendliche wird für die Dauer der 
Bewährungszeit unter Bewährungsaufsicht 
gestellt. Die  §§ 23 bis 25 sind anzuwenden. 

§ 30  

Verhängung der Jugendstrafe; Tilgung 
des Schuldspruchs 

(1) Stellt sich vor allem durch schlechte 
Führung des Jugendlichen während der Be

-

währungszeit heraus,  daß die in dem Schuld-
spruch mißbilligte Tat auf schädliche Neigun-
gen von einem Umfang zurückzuführen ist,  
daß eine Jugendstrafe erforderlich ist, so  
erkennt der Richter auf die Strafe, die er im  
Zeitpunkt des Schuldspruchs bei sicherer Be-
urteilung der schädlichen Neigungen des  
Jugendlichen ausgesprochen hätte. Eine Aus-
setzung dieser Strafe nach § 20 ist unzu-
lässig.  

(2) Liegen die Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 nach Ablauf der Bewährungszeit  
nicht vor, so wird der Schuldspruch getilgt.  

Siebenter Abschnitt  

Mehrere Straftaten  

§ 31  

Mehrere Straftaten eines Jugendlichen  

(1) Auch wenn ein Jugendlicher mehrere  
Straftaten begangen hat, setzt der Richter  
nur einheitlich Erziehungsmaßregeln, Zucht-
mittel oder eine Jugendstrafe fest. Soweit  
es dieses Gesetz zuläßt (§ 8), können un-
gleichartige Erziehungsmaßregeln und Zucht-
mittel nebeneinander angeordnet oder Maß-
nahmen mit der Strafe verbunden werden.  
Die gesetzlichen Höchstgrenzen des Jugend-
arrestes und der Jugendstrafe dürfen nicht  
Überschritten werden.  

(2) Ist gegen ,den Jugendlichen wegen  
eines Teils der Straftaten bereits rechtskräf-
tig die Schuld festgestellt oder eine Erzie-
hungsmaßregel, ein Zuchtmittel oder eine  
Jugendstrafe festgesetzt worden, aber noch  
nicht vollständig ausgeführt, verbüßt oder  
sonst erledigt, so wird unter Einbeziehung  
des Urteils in gleicher Weise nur einheitlich  
auf Maßnahmen oder Jugendstrafe erkannt.  
Die Anrechnung bereits verbüßten Jugend-
arrestes steht im Ermessen des Richters,  
wenn er auf Jugendstrafe erkennt.  



(3) Ist es aus erzieherischen Gründen 
zweckmäßig, so kann der Richter davon ab-
sehen, schon abgeurteilte Straftaten in die 
neue Entscheidung einzubeziehen. Dabei 
kann er Erziehungsmaßregeln und Zuchtmit-
tel für erledigt erklären, wenn er auf Ju-
gendstrafe erkennt. 

§ 32 

Mehrere Straftaten in verschiedenen 
Alters- und Reifestufen 

Für mehrere Straftaten, die gleichzeitig 
abgeurteilt werden und auf die teils Jugend-
strafrecht und teils allgemeines Strafrecht 
anzuwenden wäre, gilt einheitlich das Ju-
gendstrafrecht, wenn das Schwergewicht bei 
den Straftaten liegt, die nach Jugendstraf-
recht zu beurteilen wären. Ist dies nicht der 
Fall, so ist einheitlich das allgemeine Straf-
recht anzuwenden. 

ZWEITES HAUPTSTÜCK 

Jugendgerichtsverfassung und Jugend

-

strafverfahren 

Erster Abschnitt 

Jugendgerichtsverfassung 

§ 33 

Jugendgerichte 

(1) Über Verfehlungen Jugendlicher ent-
scheiden die Jugendgerichte. 

(2) Die Jugendgerichte sind der Amtsrich-
ter als Jugendrichter, das Schöffengericht 
(Jugendschöffengericht) und die Strafkam-
mer (Jugendkammer). 

(3) In der Hauptverhandlung ist das Ju-
gendschöffengericht mit dem Jugendrichter 
als Vorsitzendem und zwei Jugendschöffen, 
die Jugendkammer mit drei Richtern ein-
schließlich des Vorsitzenden und zwei Ju-
gendschöffen besetzt. Als Jugendschöffen 
sollen zu jeder Hauptverhandlung ein Mann 
und eine Frau herangezogen werden. 

(4) Die Landesjustizverwaltung kann einen 
Amtsrichter zum Jugendrichter für den Be-
zirk mehrerer Amtsgerichte bestellen (Be-
zirksjugendrichter). Sie kann auch bei einem 
Amtsgericht ein gemeinsames Jugendschöf-
fengericht für den Bezirk mehrerer Amts-
gerichte einrichten. 

§ 34 

Aufgaben des Jugendrichters 

(1) Dem Jugendrichter liegen alle Aufga-
ben ob, die ein Amtsrichter im Strafverfah-
ren hat.  

(2) Der Jugendrichter soll nach Möglichkeit 
zugleich auch Vormundschaftsrichter sein. 
Ist dies nicht ,durchführbar, so sollen ihm 
für die Minderjährigen über vierzehn Jahren 
die vormundschaftsrichterlichen Erziehungs-
aufgaben übertragen werden. Aus besonde-
ren Gründen, namentlich, wenn der Jugend-
richter für den Bezirk mehrerer Amtsge-
richte bestellt ist, kann hiervon abgewichen 
werden. 

(3) Vormundschaftsrichterliche Erziehungs-
aufgaben sind: 

1. Die Unterstützung der Eltern, des Vor-
mundes und des Pflegers durch Anwen-
dung geeigneter Zuchtmittel (§ 1631 Abs. 
2 Satz 2, §§ 1686, 1800, 1915 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs), 

2. die Maßnahmen zur Abwendung einer 
Gefährdung des Minderjährigen (§§ 1666, 
1838, 1915 des Bürgerlichen Gesetzbuchs), 

3. die Entscheidungen, die  die Schutzaufsicht 
und die Fürsorgeerziehung betreffen. 

§ 35 

Jugendschöffen 

(1) Die Schöffen der Jugendgerichte (Ju-
gendschöffen) werden auf Vorschlag des Ju-
gendwohlfahrtsausschusses für die Dauer 
von zwei Geschäftsjahren von dem in § 40 
des Gerichtsverfassungsgesetzes vorgesehe-
nen Ausschuß gewählt. Dieser soll eine 
gleiche Anzahl von Männern und Frauen 
wählen. 

(2) Der Jugendwohlfahrtsausschuß soll 
ebenso viele Männer wie Frauen und min-
destens die doppelte Anzahl von Personen 
vorschlagen, die als Jugendschöffen und 
-hilfsschöffen benötigt werden. Die Vorge-
schlagenen sollen erzieherisch befähigt und 
in der Jugenderziehung erfahren sein. 

(3) Die Vorschlagsliste des Jugendwohl-
fahrtsausschusses gilt als Vorschlagsliste im 
Sinne des § 36 des Gerichtsverfassungsge-
setzes. Für die Aufnahme in die Liste ist die 
Zustimmung von zwei Dritteln der stimm-
berechtigten Mitglieder erforderlich. Die 



Vorschlagsliste ist im Jugendamt eine Woche 
lang zu jedermanns Einsicht aufzulegen. Der 
Zeitpunkt der Auflegung ist vorher öffent-
lich bekanntzumachen. 

(4) Bei der Entscheidung über Einsprüche 
gegen die Vorschlagsliste des Jugendwohl-
fahrtsausschusses und bei der Wahl der Ju-
gendschöffen und -hilfsschöffen führt der 
Jugendrichter den Vorsitz in dem Schöffen-
wahlausschuß. 

(5) Die Jugendschöffen werden in beson-
dere für Männer und Frauen getrennt zu 
führende Schöffenlisten aufgenommen. 

§ 36 

Jugendstaatsanwalt 

Für Verfahren, die  zur Zuständigkeit der 
Jugendgerichte gehören, werden Jugend-
staatsanwälte bestellt. 

§ 37 

Auswahl der Jugendrichter und 
Jugendstaatsanwälte 

Die Richter bei den Jugendgerichten und 
die Jugendstaatsanwälte sollen erzieherisch 
befähigt und in der Jugenderziehung erfah-
ren sein. 

§ 38 

Jugendgerichtshilfe 

(1) Die Jugendgerichtshilfe wird von den 
Jugendämtern im Zusammenwirken mit den 
Vereinigungen für Jugendhilfe ausgeübt. 

(2) Die Vertreter der Jugendgerichtshilfe 
bringen die erzieherischen, sozialen und für-
sorgerischen Gesichtspunkte im Verfahren vor 
den Jugendgerichten zur Geltung. Sie unter-
stützen zu diesem Zweck die beteiligten Be-
hörden durch Erforschung der Persönlichkeit, 
der Entwicklung und der Umwelt des Be-
schuldigten und äußern sich, zu den  Maßnah-
men, die zu ergreifen sind. Soweit nicht ein 
Bewährungshelfer dazu berufen ist, wachen 
sie darüber, daß der Jugendliche Weisungen 
und besonderen Pflichten nachkommt. Er-
hebliche Zuwiderhandlungen teilen sie dem 
Richter mit. Während der Bewährungszeit 
arbeiten sie eng mit dem Bewährungshelfer 
zusammen. Sie übernehmen und überwachen 
die Schutzaufsicht. Während des Vollzugs 
bleiben sie mit dem Jugendlichen in Verbin-
bindung und nehmen sich seiner Wiederein-
gliederung in die Gemeinschaft an. 

(3) Im gesamten Verfahren gegen einen 
Jugendlichen ist die Jugendgerichtshilfe her-
anzuziehen. Dies soll so früh wie möglich 
geschehen. Bei Übertretungen kann von der 
Heranziehung der Jugendgerichtshilfe abge-
sehen werden, wenn ihre Mitwirkung für 
die sachgemäße Durchführung des Verfah-
rens entbehrlich ist. Vor der Erteilung von 
Weisungen (§ 10) sind die Vertreter der Ju-
gendgerichtshilfe stets zu hören. 

Zweiter Abschnitt 

Zuständigkeit 

§ 39 

Sachliche Zuständigkeit des Jugendrichters 

(1) Der Jugendrichter ist zuständig für 
Verfehlungen Jugendlicher, wenn nur Erzie-
hungsmaßregeln, Zuchtmittel oder nach die-
sem Gesetz zulässige Nebenstrafen und 
Nebenfolgen zu erwarten sind und der 
Staatsanwalt Anklage beim Einzelrichter 
erhebt. 
(2) Der Jugendrichter darf auf Jugend-

strafe von mehr als einem Jahr oder von 
unbestimmter Dauer nicht erkennen. 

§ 40 

Sachliche Zuständigkeit des Jugend

-

schöffengerichts 

(1) Das Jugendschöffengericht ist zustän-
dig für alle Verfehlungen, die nicht zur Zu-
ständigkeit eines anderen Jugendgerichts ge-
hören. 
(2) Das Jugendschöffengericht kann bis zur 

Eröffnung des Hauptverfahrens von Amts 
wegen die Entscheidung der Jugendkammer 
darüber herbeiführen, ob sie eine Sache 
wegen ihres besonderen Umfanges überneh-
men  will. 

(3) Vor Erlaß des Übernahmebeschlusses 
fordert der Vorsitzende der Jugendkammer 
den Angeschuldigten auf, sich innerhalb 
einer zu bestimmenden Frist zu erklären, 
ob er die Vornahme einzelner Beweiserhe-
bungen vor der  Hauptverhandlung oder eine 
Voruntersuchung (§ 178 der Strafprozeßord-
nung) beantragen will. 

(4) Der Beschluß, durch den die Jugend-
kammer die Sache übernimmt oder die 
Übernahme ablehnt, ist nicht anfechtbar. Der 
Übernahmebeschluß ist mit dem Eröffnungs-
beschluß zu verbinden. 



§ 41 

Sachliche Zuständigkeit der Jugendkammer 

(1) Die Jugendkammer ist als erkennendes 
Gericht des ersten Rechtszuges zuständig in 
Sachen, 
1. die nach den allgemeinen Vorschriften 
zur Zuständigkeit des Schwurgerichts ge-
hören und 

2. die sie nach Vorlage durch das Jugend-
schöffengericht wegen ihres besonderen 
Umfangs übernimmt (§ 40 Abs. 2). 

(2) Die Jugendkammer ist außerdem zu-
ständig für die Verhandlung und Entschei

-

dung über das Rechtsmittel der Berufung 
gegen die Urteile des Jugendrichters und 
des Jugendschöffengerichts. Sie trifft auch 
die in § 73 Abs. 1 des Gerichtsverfassungs-
gesetzes bezeichneten Entscheidungen. 

§ 42 

Örtliche Zuständigkeit 

(1) Neben dem Richter, der nach dem all-
gemeinen Verfahrensrecht zuständig ist, sind 
zuständig: 

1. der Richter, dem die vormundschaftsrich-
terlichen Erziehungsaufgaben für den  Be-
schuldigten obliegen, 

2. der Richter, in dessen Bezirk sich der auf 
freiem Fuß befindliche Beschuldigte zur 
Zeit der Erhebung der Anklage aufhält, 

3. solange der Beschuldigte eine Jugend-
strafe noch nicht vollständig verbüßt hat, 
der Richter, dem die Aufgaben des Voll

-
Vollstreckungsleiters obliegen. 

(2) Der Staatsanwalt soll die Anklage nach 
Möglichkeit vor dem Richter erheben, dem 
die vormundschaftsrichterlichen Erziehungs-
aufgaben obliegen, solange aber der Beschul-
digte eine Jugendstrafe noch nicht voll-
ständig verbüßt hat, vor dem Richter, dem 
die Aufgaben des Vollstreckungsleiters ob-
liegen. 

(3) Wechselt der Angeklagte seinen Auf-
enthalt, so kann der Richter das Verfahren 
mit Zustimmung des Staatsanwalts an den 
Richter abgeben, in dessen Bezirk sich der 
Angeklagte aufhält. Hat der Richter, an den 
das Verfahren abgegeben worden ist, gegen 
die Übernahme Bedenken, so entscheidet das 
gemeinschaftliche obere Gericht. 

Dritter Abschnitt 

Jugendstrafverfahren 

Erster Unterabschnitt 

Das Vorverfahren 

§ 43 

Umfang der Ermittlungen 

(1) Nach Einleitung des Verfahrens sollen 
so bald wie möglich die Lebens- und Fa-
milienverhältnisse, der Werdegang, das bis-
herige Verhalten des Beschuldigten und alle 
übrigen Umstände ermittelt werden, die zur 
Beurteilung seiner seelischen, geistigen und 
charakterlichen Eigenart dienen können. Der 
Erziehungsberechtigte und der gesetzliche 
Vertreter, die Schule und der Lehrherr oder 
der sonstige Leiter der Berufsausbildung sol-
len, soweit möglich, gehört werden. Die An-
hörung des Lehrherrn oder Ausbildungslei-
ters unterbleibt, wenn der Jugendliche davon 
unerwünschte Nachteile, namentlich den Ver-
lust seines Arbeitsplatzes, zu besorgen hätte. 
§ 38 Abs. 3 ist zu beachten. 

(2) Bei Fürsorgezöglingen erhält die 
Fürsorgeerziehungsbehörde Gelegenheit zur 
Äußerung. 

(3) Soweit erforderlich, ist eine Unter-
suchung des Beschuldigten, namentlich zur 
Feststellung seines Entwicklungsstandes oder 
anderer für das Verfahren wesentlicher 
Eigenschaften herbeizuführen. Nach Möglich-
keit soll ein zur kriminalbiologischen Unter-
suchung von Jugendlichen befähigter Sach-
verständiger mit der Durchführung der An-
ordnung beauftragt werden. 

§ 44 

Vernehmung des Beschuldigten 

Ist Jugendstrafe zu erwarten, so soll der 
Staatsanwalt oder der Vorsitzende des Ju-
gendgerichts den Beschuldigten vernehmen, 
ehe die Anklage erhoben wird. 

§ 45 

Absehen von der Verfolgung 

(1) Hält der Staatsanwalt eine Ahndung 
durch Urteil für entbehrlich, so kann er bei 
dem Jugendrichter anregen, dem geständigen 
Beschuldigten eine Arbeitsauflage zu machen, 
ihm besondere Pflichten aufzuerlegen, die 
Teilnahme an einem polizeilichen Verkehrs- 



Unterricht anzuordnen oder eine Ermahnung 
auszusprechen. § 11 Abs. 2 und § 15 Abs 3 
sind nicht anzuwenden. Entspricht der Ju-
gendrichter der Anregung, so hat der Staats-
anwalt von der Verfolgung abzusehen. 

(2) Der Staatsanwalt kann ohne Zustim-
mung des Richters von der Verfolgung ab-
sehen, wenn 
1. eine erzieherische Maßnahme, die eine 
Ahndung durch den Richter entbehrlich 
macht, bereits angeordnet ist oder 

die Voraussetzungen des § 153 der Straf-
prozeßordnung vorliegen. 

§ 46 

Wesentliches Ergebnis der Ermittlungen 

Der Staatsanwalt soll das wesentliche Er-
gebnis der Ermittlungen in der Anklage-
schrift (§ 200 Abs. 2 der Strafprozeßord-
nung) so darstellen, daß die Kenntnisnahme 
durch den Beschuldigten möglichst keine 
Nachteile für seine Erziehung verursacht. 

Zweiter Unterabschnitt 

Das Hauptverfahren 

§ 47 

Einstellung des Verfahrens 
durch den Richter 

(1) Ist die Anklage eingereicht, so kann 
der Richter das Verfahren einstellen, wenn 

1. er eine Ahndung für entbehrlich hält und 
gegen den geständigen Angeklagten eine 
in § 45 Abs. 1 bezeichnete Maßnahme an-
ordnet, 

2. die Voraussetzungen des § 45 Abs.  2 vor-
liegen oder 

3. der Angeklagte mangels Reife strafrecht-
lich nicht verantwortlich ist. 

(2) Die Einstellung bedarf der Zustim-
mung des Staatsanwalts. Der Einstellungs-
beschluß kann auch in der Hauptverhand-
lung ergehen. Er wird mit Gründen verse-
hen und ist nicht anfechtbar. Die Gründe 
werden dem Angeklagten nicht mitgeteilt, 
soweit davon Nachteile für die Erziehung zu 
befürchten sind. 

(3) Wegen derselben Tat kann nur auf 
Grund neuer Tatsachen oder Beweismittel 
von neuem Anklage erhoben werden.  

§ 48 

Nichtöffentlichkeit 

(1) Die Verhandlung vor dem erkennenden 
Gericht einschließlich der Verkündung der 
Entscheidungen ist nicht öffentlich. 

(2) Neben den am Verfahren Beteiligten 
ist dem Verletzten, den Beamten der Krimi-
nalpolizei und, falls der Angeklagte unter 
Schutz- oder Bewährungsaufsicht steht, dem 
Helfer die Anwesenheit gestattet. Andere 
Personen kann der Vorsitzende aus beson-
deren Gründen, namentlich zu Ausbildungs-
zwecken, zulassen. 

(3) Sind in dem Verfahren auch Heran-
wachsende oder Erwachsene angeklagt, so ist 
die Verhandlung öffentlich. Die Öffentlich-
keit kann ausgeschlossen werden, wenn dies 
im Interesse der Erziehung jugendlicher An-
geklagter geboten ist. 

§ 49 

Vereidigung von Zeugen und 
Sachverständigen 

(1) Im Verfahren vor dem Jugendrichter 
werden Zeugen nur vereidigt, wenn es der 
Richter wegen der ausschlaggebenden Bedeu-
tung der Aussage oder zur Herbeiführung 
einer wahren Aussage für notwendig hält. 
Von der Vereidigung von Sachverständigen 
kann der Jugendrichter in jedem Falle ab-
sehen. 
(2) Sind in dem Verfahren auch Heran-

wachsende oder Erwachsene angeklagt, so ist 
Absatz 1 nicht anzuwenden. 

§ 50 

Anwesenheit in der Hauptverhandlung 

(1) Die Hauptverhandlung kann nur dann 
ohne den Angeklagten stattfinden, wenn dies 
im allgemeinen Verfahren zulässig wäre, be-
sondere Gründe dafür vorliegen und der 
Staatsanwalt zustimmt. 
(2) Der Vorsitzende soll auch die Ladung 

des Erziehungsberechtigten und des gesetz-
lichen Vertreters anordnen. Die Vorschriften 
über die Ladung, die Folgen des Ausbleibens 
und die Gebühren von Zeugen gelten ent-
sprechend. 

(3) Dem Vertreter der Jugendgerichtshilfe 
sind Ort und Zeit der Hauptverhandlung 
mitzuteilen. Er erhält auf Verlangen das 
Wort. 



§ 51 

Zeitweilige Ausschließung von Beteiligten 

(1) Der Vorsitzende soll den Angeklagten 
für die Dauer solcher Erörterungen von der 
Vershandlung ausschließen, aus denen Nach-
teile für die Erziehung entstehen können. 
Er hat ihn von dem, was in seiner Abwesen-
heit verhandelt worden ist, zu unterrichten, 
soweit es für seine Verteidigung erforderlich 
ist. 

(2) Der Vorsitzende soll auch Angehörige, 
den Erziehungsberechtigten und den gesetz-
lichen Vertreter des Angeklagten von der 
Vershandlung ausschließen, soweit gegen ihre 
Anwesenheit Bedenken bestehen. 

§ 52 

Berücksichtigung von Untersuchungshaft 
bei Jugendarrest und Jugendstrafe 

(1) Wird auf Jugendarrest erkannt und ist 
dessen Zweck durch Untersuchungshaft oder 
eine andere wegen der Tat erlittene Frei-
heitsentziehung ganz oder teilweise erreicht, 
so kann der Richter im Urteil aussprechen, 
daß oder wieweit der Jugendarrest nicht 
vollstreckt wird. 

(2) Der Richter soll erlittene Untersu-
chungshaft auf Jugendstrafen nur anrechnen, 
soweit sich ihr Vollzug erzieherisch 
günstig ausgewirkt hat oder die Versagung 
der Anrechnung auch bei Berücksichtigung 
der Erziehungsaufgabe des Strafvollzugs 
eine unbillige Härte wäre. 

(3) Wird auf Jugendstrafe von unbestimm-
ter Dauer Untersuchungshaft angerechnet, so 
hat der Richter zugleich zu bestimmen, wie-
weit sich die Anrechnung auf das Mindest-
und das Höchstmaß der  Strafe auswirkt. Da-
bei ist mindestens ein Viertel der Unter-
suchungshaft auf das Mindestmaß anzu-
rechnen. 

§ 53 

Überweisung an den Vormundschaftsrichter 

Der Richter kann dem Vormundschafts-
richter im Urteil die Auswahl und Anord-
nung von Erziehungsmaßregeln überlassen, 
wenn er nicht auf Jugendstrafe erkennt. Der 
Vormundschaftsrichter muß dann eine Er-
ziehungsmaßregel anordnen, soweit sich nicht 
die Umstände, die für das Urteil maßgebend 
waren, verändert haben. 

§ 54 

Urteilsgründe 

(1) Wird der Angeklagte schuldig ge-
sprochen, so wird in den Urteilsgründen auch 
ausgeführt, welche Umstände für seine Be-
strafung, für die angeordneten Maßnahmen, 
für die Überlassung ihrer Auswahl und An-
ordnung an den Vormundschaftsrichter oder 
für das Absehen von Zuchtmitteln und 
Strafe bestimmend waren. Dabei soll na-
mentlich die  seelische, geistige und körper-
liche Eigenart des Angeklagten berücksichtigt 
werden. 

(2) Die Urteilsgründe werden dem Ange-
klagten nicht mitgeteilt, soweit davon Nach-
teile für die Erziehung zu befürchten sind. 

Dritter Unterabschnitt 

Rechtsmittelverfahren 

§ 55 

Anfechtung von Entscheidungen 

(1) Eine Entscheidung, in der lediglich Er-
ziehungsmaßregeln oder Zuchtmittel ange-
ordnet oder die Auswahl und Anordnung 
von Erziehungsmaßregeln dem Vormund-
schaftsrichter überlassen sind, kann nicht 
wegen des Umfangs der Maßnahmen und 
nicht deshalb angefochten werden, weil an-
dere oder weitere Erziehungsmaßregeln oder 
Zuchtmittel hätten angeordnet werden sol-
len oder weil die Auswahl oder Anordnung 
der Erziehungsmaßregeln dem Vormund-
schaftsrichter überlassen worden sind. Diese 
Vorschrift gilt nicht, wenn die Entscheidung 
Fürsorgeerziehung angeordnet hat.  

(2) Wer eine zulässige Berufung eingelegt 
hat,  kann gegen das Berufungsurteil nicht 
mehr Revision einlegen. Hat der Angeklagte, 
der Erziehungsberechtigte oder der gesetz-
liche Vertreter eine zulässige Berufung ein-
gelegt, so steht gegen das Berufungsurteil 
keinem von ihnen das Rechtsmittel der Re-
vision zu. 

§ 56 

Teilvollstreckung einer Einheitsstrafe 

(1) Ist ein Angeklagter wegen mehrerer 
Straftaten zu einer Einheitsstrafe verurteilt 
worden, so kann das Rechtsmittelgericht vor 
der Hauptverhandlung das Urteil für einen 



Teil der Strafe als vollstreckbar erklären, 
wenn die Schuldfeststellungen bei einer oder 
bei mehreren Straftaten nicht beanstandet 
worden sind. Die Anordnung ist nur zuläs-
sig, wenn sie dem wohlverstandenen Inter-
esse des Angeklagten entspricht. Der Teil 
der Strafe darf nicht über die Strafe hinaus-
gehen, die einer Verurteilung wegen der 
Straftaten entspricht, bei denen die Schuld-
feststellungen nicht beanstandet worden 
sind. 
(2) Gegen den Beschluß ist sofortige Be-

schwerde zulässig. 

Vierter Unterabschnitt 

Verfahren bei Aussetzung der Jugendstrafe 
zur Bewährung 

§ 57 

Entscheidung über Aussetzung 

(1) Die Aussetzung der Jugendstrafe zur 
Bewährung wird im Urteil oder, solange der 

 Strafvollzug noch nicht begonnen hat, nach-
träglich durch Beschluß angeordnet. Für den 
nachträglichen Beschluß ist der Richter zu-
ständig, der in der Sache im ersten Rechts-
zuge erkannt hat; der Staatsanwalt und der 
Jugendliche sind zu hören. 

(2) Hat der Richter die Aussetzung im 
Urteil abgelehnt, so ist ihre nachträgliche 
Anordnung nur zulässig, wenn seit Erlaß 
des Urteils Umstände hervorgetreten sind, 
die allein oder in Verbindung mit den be-
reits bekannten Umständen eine Aussetzung 
der Jugendstrafe zur Bewährung rechtfer-
tigen. 

(3) § 260 Abs. 4 Satz 2, § 263 Abs. 4 und 
§ 267 Abs. 3 Satz 3 der Strafprozeßordnung 
gelten entsprechend. 

§ 58 

Weitere Entscheidungen 

(1) Entscheidungen, die infolge der Aus-
setzung erforderlich werden (§§ 22, 23, 26), 
trifft der Richter durch Beschluß. Der Staats-
anwalt, der Jugendliche und der Bewäh-
rungshelfer sind zu hören. Der Beschluß ist 
zu begründen. 

(2) Zuständig ist der Richter, der die Aus-
setzung angeordnet hat. Er kann die Ent-
scheidungen ganz oder teilweise dem Jugend-
richter übertragen, in dessen Bezirk sich der 
Jugendliche aufhält. § 42 Abs. 3 Satz 2 gilt 
entsprechend.  

§ 59 

Anfechtung 

(1) Gegen eine Entscheidung, durch die 
die Aussetzung der Jugendstrafe angeordnet 
oder abgelehnt wird, ist, wenn sie für sich 
allein angefochten wird, sofortige Beschwerde 
zulässig. Das gleiche gilt, wenn ein Urteil 
nur deshalb angefochten wird, weil die 
Strafe nicht ausgesetzt worden ist. 

(2) Gegen eine Entscheidung über die 
Dauer der Bewährungszeit (§ 22) oder über 
Bewährungsauflagen (§ 23) ist Beschwerde 
zulässig. Sie kann nur darauf gestützt wer-
den, daß die Bewährungszeit nachträglich 
verlängert worden oder eine getroffene An-
ordnung gesetzwidrig ist. 

(3) Gegen den Widerruf der Aussetzung 
der Jugendstrafe (§ 26 Abs. 2) ist sofortige 
Beschwerde zulässig. 

(4) Der Beschluß über den Straferlaß (§ 26 
Abs. 1) ist nicht anfechtbar. 

(5) Wird gegen ein Urteil eine zulässige 
Revision und gegen eine Entscheidung, die 
sich auf eine in dem Urteil angeordnete Aus-
setzung der Jugendstrafe zur Bewährung 
bezieht, Beschwerde eingelegt, so ist das Re-
visionsgericht auch zur Entscheidung über 
die Beschwerde zuständig. 

§ 60 

Bewährungsplan 

(1) Rechtskräftig angeordnete Bewährungs-
auflagen stellt der Vorsitzende in einem Be-
währungsplan zusammen. Er händigt ihn 
dem Jugendlichen aus und belehrt ihn zu-
gleich über die Bedeutung der Aussetzung, 
die Bewährungszeit und die Bewährungsauf-
lagen sowie darüber, daß er den Widerruf 
der Aussetzung zu erwarten habe, wenn er 
das in ihn gesetzte Vertrauen nicht recht-
fertige, insbesondere den Bewährungsauf-
lagen zuwiderhandle. Zugleich ist ihm auf-
zugeben, jeden Wechsel seines Aufenthaltes 
oder Arbeitsplatzes während der Bewäh-
rungszeit anzuzeigen. Auch bei nachträglichen 
Änderungen des Bewährungsplans ist der 
Jugendliche über den wesentlichen Inhalt zu 
belehren. 

(2) Der Name des Bewährungshelfers wird 
in den Bewährungsplan eingetragen. 

(3) Der Jugendliche soll durch seine Unter-
schrift bestätigen, daß er den Bewährungs- 



plan gelesen hat, und versprechen, daß er 
den Bewährungsauflagen nachkommen will. 
Auch der Erziehungsberechtigte und der ge-
setzliche Vertreter sollen den Bewährungs-
plan unterzeichnen. 

§ 61 

Haftbefehl 

(1) Kommt ein Widerruf der Aussetzung 
in Betracht, so kann der Richter, um sich der 
Person des Jugendlichen zu versichern, vor-
läufige Maßnahmen treffen, notfalls einen 
Haftbefehl erlassen. 

(2) Die auf Grund eines Haftbefehls nach 
Absatz 1 erlittene Haft wird auf die zu voll-
streckende Jugendstrafe angerechnet. Die 
§§ 114 bis 114 c und § 115 Satz 1 der Straf-
prozeßordnung gelten sinngemäß. 

Fünfter Unterabschnitt 

Verfahren bei Aussetzung der Verhängung 
der Jugendstrafe 

§ 62 

Entscheidungen 

(1) Entscheidungen nach den §§ 27 und 30 
ergehen auf Grund einer Hauptverhandlung 
durch Urteil. Für die Entscheidung über die 
Aussetzung der Verhängung der Jugendstrafe 
gelten § 263 Abs. 4 und § 267 Abs. 3 Satz 3 
der Strafprozeßordnung sinngemäß. 
(2) Mit Zustimmung des Staatsanwalts 

kann die Tilgung des Schuldspruchs nach 
Ablauf der Bewährungszeit auch ohne 
Hauptverhandlung durch Beschluß angeord-
net werden. 

(3) Ergibt eine während der Bewährungs-
zeit durchgeführte Hauptverhandlung nicht, 
daß eine Jugendstrafe erforderlich ist (§ 30 
Abs. 1), so ergeht der Beschluß, daß die 
Entscheidung über die Verhängung der Strafe 
ausgesetzt bleibt. 
(4) Für die übrigen Entscheidungen, die 

infolge einer Aussetzung der Verhängung 
der Jugendstrafe erforderlich werden, gilt 
§ 58 Abs. ] und Abs. 2 Satz 1 sinngemäß. 

§ 63 

Anfechtung 

(1) Ein Beschluß, durch den der Schuld-
spruch nach Ablauf der Bewährungszeit ge-
tilgt wird (§ 62 Abs. 2) oder die Entschei-

dung über die Verhängung der Jugendstrafe 
ausgesetzt bleibt (§ 62 Abs. 3), ist nicht an-
fechtbar. 

(2) Im übrigen gilt § 59 Abs. 2 und Abs. 5 
sinngemäß. 

§ 64 

Bewährungsplan 

§ 60 gilt sinngemäß. Der Jugendliche ist 
über die Bedeutung der Aussetzung, die Be-
währungszeit und die Bewährungsauflagen 
sowie darüber zu belehren, daß er die Fest-
setzung einer Jugendstrafe zu erwarten 
habe, wenn er sich während der Bewährungs-
zeit schlecht führe. 

Sechster Unterabschnitt 

Ergänzende Entscheidungen 

§ 65 

Nachträgliche Entscheidungen über 
Weisungen und Pflichten 

(1) Nachträgliche Entscheidungen, die sich 
auf Weisungen (§ 11) oder besondere 
Pflichten (§ 15 Abs. 3) beziehen, trifft der 
Richter des ersten Rechtzuges nach An-
hören des Staatsanwalts und des Jugend-
lichen durch Beschluß. Er kann das Verfahren 
an den Jugendrichter abgeben, in dessen Be-
zirk sich der Jugendliche aufhält, wenn die-
ser seinen Aufenthalt gewechselt hat. § 42 
Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Hat der Richter die Änderung von 
Weisungen abgelehnt, so ist der Beschluß 
unanfechtbar. Hat er Jugendarrest verhängt, 
so ist gegen den Beschluß sofortige Be-
schwerde zulässig. Diese hat aufschiebende 
Wirkung. 

§ 66 

Ergänzung rechtskräftiger Entscheidungen 
bei mehrfacher Verurteilung 

(1) Ist die einheitliche Festsetzung von 
Maßnahmen oder Jugendstrafe (§ 31) unter-
blieben und sind die durch die rechtskräf-
tigen Entscheidungen erkannten Erziehungs-
maßregeln, Zuchtmittel und Strafen noch 
nicht vollständig ausgeführt, verbüßt oder 
sonst erledigt, so trifft der Richter eine 
solche Entscheidung nachträglich. Dies gilt 
nicht, soweit der Richter nach § 31 Abs. 3 
von der Einbeziehung rechtskräftig abgeur-
teilter Straftaten abgesehen hatte. 



(2) Die Entscheidung ergeht auf Grund 
einer Hauptverhandlung durch Urteil, wenn 
der Staatsanwalt es beantragt oder der Vor-
sitzende es für angemessen hält. Wird keine 
Hauptverhandlung durchgeführt, so entschei-
det der Richter durch Beschluß. Für die Zu-
ständigkeit und das Beschlußverfahren gilt 
dasselbe wie für die nachträgliche Bildung 
einer Gesamtstrafe nach den allgemeinen 
Vorschriften. Ist eine Jugendstrafe teilweise 
verbüßt, so ist der Richter zuständig, dem 
die Aufgaben des Vollstreckungsleiters ob-
liegen. 

Siebenter Unterabschnitt 

Gemeinsame Verfahrensvorschriften 

§ 67 

Stellung des Erziehungsberechtigten und des 
gesetzlichen Vertreters 

(1) Soweit der Beschuldigte ein Recht dar-
auf hat, gehört zu werden, Fragen und An-
träge zu stellen oder bei Untersuchungshand-
lungen anwesend zu sein, steht dieses Recht 
auch dem Erziehungsberechtigten und dem 
gesetzlichen Vertreter zu. 

(2) Ist eine Mitteilung an den Beschuldig-
ten vorgeschrieben, so soll die entsprechende 
Mitteilung an den Erziehungsberechtigten 
und den gesetzlichen Vertreter gerichtet 
werden. 

(3) Die Rechte des gesetzlichen Vertreters 
zur Wahl eines Verteidigers und zur Einle-
gung von Rechtsbehelfen stehen auch dem 
Erziehungsberechtigten zu. 

(4) Der Richter kann diese Rechte dem 
Erziehungsberechtigten und dem gesetzlichen 
Vertreter entziehen, soweit sie verdächtig 
sind, an der Verfehlung des Beschuldigten 
beteiligt zu sein, oder soweit sie wegen 
einer Beteiligung verurteilt sind. Liegen die 

 Voraussetzungen des Satzes 1 bei dem Er-
ziehungsberechtigten oder dem gesetzlichen 
Vertreter vor, so kann der Richter die Ent-
ziehung gegen beide aussprechen, wenn ein 
Mißbrauch der Rechte zu befürchten ist. 
Stehen dem Erziehungsberechtigten und dem 
gesetzlichen Vertreter ihre Rechte nicht mehr 
zu, so bestellt der Vormundschaftsrichter 
einen Pfleger zur Wahrnehmung der Inter-
essen des Beschuldigten im anhängigen 
Strafverfahren. Die Hauptverhandlung wird 
bis zur Bestellung des Pflegers ausgesetzt. 

(5) Sind mehrere erziehungsberechtigt, so 
kann jeder von ihnen die in diesem Gesetz 
bestimmten Rechte des Erziehungsberech-
tigten ausüben. In der Hauptverhandlung 
oder in einer sonstigen Verhandlung vor 
dem Richter wird der abwesende Erzie-
hungsberechtigte als durch den anwesenden 
vertreten angesehen. Sind Mitteilungen oder 
Ladungen vorgeschrieben, so genügt es, 
wenn sie an einen Erziehungsberechtigten 
gerichtet werden. 

§ 68 
Notwendige Verteidigung 

Der Vorsitzende bestellt dem Beschuldig-
ten einen Verteidiger, 
1. wenn die Hauptverhandlung im ersten 
Rechtszuge vor der Jugendkammer statt-
findet, 

2. wenn einem Erwachsenen ein Verteidiger 
zu bestellen wäre, 

3. wenn dem Erziehungsberechtigten und 
dem gesetzlichen Vertreter ihre Rechte 
nach diesem Gesetz entzogen sind oder 

4. wenn zur Vorbereitung eines Gutachtens 
über den Entwicklungsstand des Beschul-
digten (§ 73) seine Unterbringung in einer 
Anstalt in Frage kommt. 

§ 69 

Beistand 

(1) Der Vorsitzende kann dem Beschuldig-
ten in jeder Lage ides  Verfahrens einen Bei-
stand bestellen, wenn kein Fall der notwen-
digen Verteidigung vorliegt. 

(2) Der Erziehungsberechtigte und der ge-
setzliche Vertreter dürfen nicht zum Bei-
stand bestellt werden, wenn hierdurch ein 
Nachteil für die Erziehung zu erwarten wäre. 

(3) Dem Beistand kann Akteneinsicht ge-
währt werden. Im übrigen hat er in der 
Hauptverhandlung die Rechte eines Vertei-
digers. 

§ 70 

Mitteilungen 

Vormundschaftsrichter und Jugendgerichts-
hilfe, in geeigneten Fällen auch die Schule, 
werden von der Einleitung und dem Aus-
gang des Verfahrens unterrichtet. Sie benach-
richtigen den Staatsanwalt, wenn ihnen be-
kannt wird, daß gegen den Beschuldigten 
noch ein anderes Strafverfahren anhängig 
ist. 



§ 71 

Vorläufige Anordnungen über die Erziehung 

(1) Bis  zur Rechtskraft des Urteils kann der 
Richter vorläufige Anordnungen über die 
Erziehung des Jugendlichen treffen. Die An-
ordnung der vorläufigen Fürsorgeerziehung 
ist nicht zulässig. 

(2) Ist Jugendstrafe zu erwarten, so kann 
der Richter auch die einstweilige Unter-
bringung in einem geeigneten Erziehungs-
heim anordnen, wenn dies geboten ist, um 
einem Missbrauch der Freiheit zu neuen 
Straftaten entgegenzuwirken oder um den 
Jugendlichen vor einer weiteren Gefährdung 
seiner Entwicklung zu bewahren. Für die 
einstweilige Unterbringung gelten die §§ 114 
bis 115 ,d und 123 bis 126 der Strafprozeß-
ordnung sinngemäß. 

§ 72 

Untersuchungshaft 

(1) Untersuchungshaft darf nur verhängt 
und vollstreckt werden, wenn ihr Zweck 
nicht durch eine vorläufige Anordnung über 
die Erziehung oder durch andere Maßnah-
men erreicht werden kann. 

(2) Über die Vollstreckung eines Haftbe-
fehls und über die Maßnahmen zur Abwen-
dung seiner Vollstreckung entscheidet der 
Richter, der den Haftbefehl erlassen hat, in 
dringenden Fällen der Jugendrichter, in 
dessen Bezirk die Untersuchungshaft voll-
zogen werden müßte. 

(3) Unter denselben Voraussetzungen, 
unter denen ein Haftbefehl erlassen werden 
kann, kann auch die einstweilige Unter-
bringung in einem Erziehungsheim (§ 71 Abs. 
2) angeordnet werden. In diesem Falle kann 
der Richter den Unterbringungsbefehl nach-
träglich durch einen Haftbefehl ersetzen, 
wenn sich dies als notwendig erweist. 

(4) Befindet sich ein Jugendlicher in Un-
tersuchungshaft, so ist das Verfahren mit 
besonderer Beschleunigung durchzuführen. 

(5) Die richterlichen Entscheidungen, die 
die Untersuchungshaft betreffen, kann der 
zuständige Richter aus wichtigen Gründen 
sämtlich oder zum Teil einem anderen Ju-
gendrichter übertragen.  

§ 73 

Unterbringung zur Beobachtung 

(1) Zur Vorbereitung eines Gutachtens über 
den Entwicklungsstand des Beschuldigten 
kann der Richter nach Anhören eines Sach-
verständigen und des Verteidigers anordnen, 
daß der Beschuldigte in eine zur kriminal-
biologischen Untersuchung Jugendlicher ge-
eignete Anstalt gebracht und dort beobachtet 
wird. Im vorbereitenden Verfahren ent-
scheidet der Richter, der für die Eröffnung 
des Hauptverfahrens zuständig wäre. 

(2) Gegen den Beschluß ist sofortige Be-
schwerde zulässig. Sie hat aufschiebende 
Wirkung. 

(3) Die Verwahrung in der Anstalt darf 
die Dauer von sechs Wochen nicht über-
schreiten. 

§ 74 

Kosten und Auslagen 

Im Verfahren gegen einen Jugendlichen 
kann davon abgesehen werden, dem Ange-
klagten Kosten und Auslagen aufzuerlegen. 

Achter Unterabschnitt 

Jugendrichterliche Verfügung und 
vereinfachtes Jugendverfahren 

§ 75 

Jugendrichterliche Verfügung 

(1) Bei Übertretungen kann der Jugend-
richter durch richterliche Verfügung eine 
Arbeits- oder eine Geldauflage anordnen oder 
die Einziehung oder eine Verwarnung aus-
sprechen. Bei einer Verletzung von Verkehrs-
vorschriften kann er dem Jugendlichen auch 
die Pflicht auferlegen, an einem polizeilichen 
Verkehrsunterricht teilzunehmen. Die Heran-
ziehung der Jugendgerichtshilfe ist nicht er-
forderlich. Im übrigen gilt § 413 Abs. 1 bis 
4 der Strafprozeßordnung sinngemäß. 

(2) Der Jugendrichter kann das Verfahren 
unter den Voraussetzungen des § 45 einstel-
len. Der Beschluß ist nicht anfechtbar. 

(3) Kommt der Jugendliche einer Auflage 
schuldhaft nicht nach, so kann Jugendarrest 
bis zu vierzehn Tagen verhängt werden, 
wenn der Jugendliche über die Folgen 
schuldhafter Nichterfüllung in der Verfügung 
belehrt worden war. Die Anordnung steht 
einer jugendrichterlichen Verfügung gleich. 



§ 76 

Voraussetzungen des vereinfachten 
Jugendverfahrens 

(1) Der Staatsanwalt kann bei dem Jugend-
richter schriftlich oder mündlich beantragen, 
im vereinfachten Jugendverfahren zu ent-
scheiden, wenn zu erwarten ist, daß der 
Jugendrichter ausschließlich Weisungen er-
teilen, die Schutzaufsicht anordnen oder 
Zuchtmittel verhängen wird. Der Antrag des 
Staatsanwalts steht der Anklage gleich. 

(2) Das vereinfachte Jugendverfahren ist 
mit Zustimmung des Staatsanwalts auch 
nach vorangegangener jugendrichterlicher 
Verfügung zulässig, wenn Einspruch einge-
legt ist. 

§ 77 

Ablehnung des Antrages 

(1) Der Jugendrichter lehnt die  Entschei-
dung im vereinfachten Verfahren ab, wenn 
sich die Sache hierzu nicht eignet, nament-
lich wenn die Anordnung der Fürsorgeer-
ziehung oder die Verhängung von Jugend-
strafe wahrscheinlich oder eine umfangreiche 
Beweisaufnahme erforderlich ist. Der Be-
schluß kann bis zur Verkündung des Urteils 
ergehen. Er ist nicht anfechtbar. 

(2) Lehnt der Jugendrichter die Entschei-
dung im vereinfachten Verfahren ab, so 
reicht der Staatsanwalt eine Anklageschrift 
ein. 

§ 78 

Verfahren und Entscheidung 

(1) Der Jugendrichter entscheidet im ver-
einfachten Jugendverfahren auf Grund 
einer mündlichen Verhandlung durch Urteil. 
Er darf auf Fürsorgeerziehung oder Jugend-
strafe nicht erkennen. 

(2) Der Staatsanwalt ist nicht verpflichtet, 
an der Verhandlung teilzunehmen. Nimmt 
er nicht teil, so bedarf es seiner Zustimmung 
zu einer Einstellung des Verfahrens in der 
Verhandlung oder zur Durchführung der 
Verhandlung in Abwesenheit des Angeklag-
ten nicht. 

(3) Zur Vereinfachung, Beschleunigung und 
jugendgemäßen Gestaltung des Verfahrens 
darf von Verfahrensvorschriften abgewichen 
werden, soweit dadurch die Erforschung der 
Wahrheit nicht beeinträchtigt wird. Die Vor-
schriften über die Anwesenheit des Ange-

klagten (§ 50), die Stellung des Erziehungs

-

berechtigen und ,des gesetzlichen Vertreters 
(§ 67) und die Mitteilung von Entscheidungen 
(§ 70) müssen beachtet werden. 

Neunter Unterabschnitt 

Ausschluß von Vorschriften des allgemeinen 
Verfahrensrechts 

§ 79 
Strafbefehl und beschleunigtes Verfahren 

(1) Gegen einen Jugendlichen darf kein 
Strafbefehl erlassen werden. 

(2) Das beschleunigte Verfahren des allge-
meinen Verfahrensrechts ist unzulässig. 

§ 80 

Privatklage und Nebenklage 

(1) Gegen einen Jugendlichen kann Privat-
klage nicht erhoben werden. Eine Verfehlung, 
die nach den allgemeinen Vorschriften durch 
Privatklage verfolgt werden kann, verfolgt 
der Staatsanwalt auch dann, wenn Gründe 
der Erziehung oder ein berechtigtes Interesse 
des Verletzten, das dem Erziehungszweck 
nicht entgegensteht, es erfordern. 

(2) Gegen einen jugendlichen Privatkläger 
ist Widerklage zulässig. Auf Jugendstrafe 
darf nicht erkannt werden. 
(3) Nebenklage ist unzulässig. Dies gilt 

auch, wenn eine staatliche Behörde die 
Rechte eines Nebenklägers hat. 

§ 81 
Entschädigung des Verletzten 

Die Vorschriften der Strafprozeßordnung 
über die Entschädigung des Verletzten wer-
den im Verfahren gegen einen Jugendlichen 
nicht angewendet. 

DRITTES 'HAUPTSTUCK 

Vollstreckung und Vollzug 

Erster Abschnitt 

Vollstreckung 

Erster Unterabschnit 

Verfassung der Vollstreckung und 
Zuständigkeit 

§ 82 
Vollstreckungsleiter 

(1) Vollstreckungsleiter ist der Jugend-
richter. 



(2) Soweit Schutzaufsicht oder Fürsorge-
erziehung angeordnet ist, richtet sich die 
weitere Zuständigkeit nach den Vorschriften 
über Jugendwohlfahrt. 

§ 83 

Entscheidungen im Vollstreckungsverfahren 

Die Entscheidungen des Vollstreckungs-
leiters nach den §§ 86 bis 89 sind jugend-
richterliche Entscheidungen. Sie können, so-
weit nichts anderes bestimmt ist, mit so-
fortiger Beschwerde angefochten werden. 
Die §§ 67 Ws 69 gelten sinngemäß. 

§ 84 

Örtliche Zuständigkeit 

(1) Der Jugendrichter leitet die Voll-
streckung in allen Verfahren ein, in denen 
er selbst oder unter seinem Vorsitz das 
Jugendschöffengericht im ersten Rechtszuge 
erkannt hat. 

(2) Soweit, abgesehen von den Fällen des 
Absatzes 1, die Entscheidung eines anderen 
Richters zu vollstrecken ist, steht die Einlei-
tung der Vollstreckung dem Jugendrichter 
des Amtsgerichts zu, dem die vormund-
schaftsrichterlichen Erziehungsaufgaben ob-
liegen. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 
führt der Jugendrichter die Vollstreckung 
durch, soweit § 85 nichts anderes bestimmt. 

§ 85 

Abgabe und Übergang der Vollstreckung 

(1) Ist Jugendarrest zu vollstrecken, so gibt 
der zunächst zuständige Jugendrichter die 
Vollstreckung an den Jugendrichter ab, der 
nach § 90 Abs.  2 Satz 2 als Vollzugsleiter 
zuständig ist. 

(2) Ist Jugendstrafe zu vollstrecken, so 
geht nach der Aufnahme des Verurteilten in 
die Jugendstrafanstalt die Vollstreckung auf 
den Jugendrichter eines in deren Nähe ge-
legenen Amtsgerichts über, den die Landes-
justizverwaltung hierfür allgemein bestimmt 
hat 

(3) Aus wichtigen Gründen kann der Voll-
streckungsleiter die Vollstreckung widerruf-
lich an einen sonst nicht oder nicht mehr zu-
ständigen Jugendrichter abgeben. 

Zweiter Unterabschnitt 

Jugendarrest 

§ 86 

Umwandlung des Freizeitarrestes 

Der Vollstreckungsleiter kann Freizeit-
arrest in Kurzarrest umwandeln, wenn die 
Voraussetzungen des § 16 Abs. 3 nachträg-
lich eingetreten sind. 

§ 87 

Absehen von der Vollstreckung des 
Jugendarrestes 

(1) Die Vollstreckung des Jugendarrestes 
wird nicht zur Bewährung ausgesetzt. 
(2) Für die Anrechnung von Untersuchungs-

haft auf Jugendarrest gilt § 450 der Straf-
prozeßordnung sinngemäß. 

(3) Ist Jugendarrest teilweise verbüßt, so 
sieht der Vollstreckungsleiter von der Voll-
streckung ides Restes ab, wenn dies aus 
Gründen der Erziehung geboten ist. Vor der 
Entscheidung hört er nach Möglichkeit den 
erkennenden Richter und den Staatsanwalt. 
(4) Die Vollstreckung des Jugendarrestes 

ist unzulässig, wenn seit Eintritt der Rechts-
kraft ein Jahr verstrichen ist. 

Dritter Unterabschnitt 

Jugendstrafe 

§ 88 

Entlassung zur Bewährung während der 
Vollstreckung einer bestimmten Jugendstrafe 

(1) Der Vollstreckungsleiter kann den zu 
einer bestimmten Jugendstrafe Verurteilten 
zur Bewährung entlassen, wenn dieser einen 
Teil der Strafe verbüßt hat und die Umstände 
erwarten lassen, daß er künftig einen recht-
schaffenen Lebenswandel führen wird. 

(2) Vor Verbüßung von sechs Monaten darf 
die Entlassung zur Bewährung nur aus-
nahmsweise aus besonders wichtigen Grün-
den angeordnet werden. Sie ist bei einer 
Jugendstrafe von mehr als einem Jahr nur 
zulässig, wenn der Verurteilte mindestens 
ein Drittel der Strafe verbüßt hat. 
(3) Der Vollstreckungsleiter enscheidet über 

die Entlassung auf Antrag oder von Amts 
wegen nach Anhören des Staatsanwalts und 
des Vollzugsleiters. Dem Verurteilten ist Ge-
legenheit zur mündlichen Äußerung zu geben. 



(4) Wird der Antrag auf Entlassung abge-
lehnt, so bestimmt der Vollstreckungsleiter 
eine Frist von höchstens sechs Monaten, vor 
deren Ablauf ein neuer Antrag nicht ge-
stellt werden darf. 
(5) Ordnet der Volstreckungsleiter die Ent-

lassung zur Bewährung an, so stellt er den 
Verurteilten unter Bewährungsaufsicht. Die 
§§ 22 bis 26 gelten sinngemäß: an die Stelle 
des erkennenden Richters tritt der Vollstrek-
kungsleiter. Auf das Verfahren und die An-
fechtung von Entscheidungen sind § 58, § 59 
Abs. 2 bis 4 und die  §§ 60 und 61 entspre-
chend anzuwenden. 

§ 89 
Entlassung während der Vollstreckung einer 

Jugendstrafe von unbestimmter Dauer 

(1) Der Vollstreckungsleiter entläßt den zu 
einer Jugendstrafe von unbestimmter Dauer 
Verurteilten zur Bewährung, wenn dieser 
das Mindestmaß seiner Strafe verbüßt hat 

 und die Umstände erwarten lassen, daß er 
künftig einen rechtschaffenen Lebenswandel 
führen wird. 

(2) Die Vorschriften des § 88 Abs. 3 bis 5 
gelten sinngemäß. 
(3) Zugleich mit der Anordnung der Ent-

lassung wandelt der Vollstreckungsleiter die 
Jugendstrafe von unbestimmter Dauer in 
der Weise in eine bestimmte um, daß für den 
Fall des Widerrufs der Entlassung eine 
Reststrafe zu vollstrecken ist. Diese beträgt 
mindestens drei Monate und höchstens ein 
Jahr. Sie darf zusammen mit dem bereits 
verbüßten Teil der Strafe das Höchstmaß 
der Jugendstrafe von unbestimmter Dauer 
nicht überschreiten. 
(4) Wenn es aus besonderen Gründen ge-

boten erscheint, kann der Vollstreckungs-
leiter die Entlassung auch endgültig anord-
nen. Dabei wandelt er die Jugendstrafe von 
unbestimmter Dauer in der Weise in eine 
bestimmte um, daß die Strafe im Zeitpunkt 
der Entlassung verbüßt ist. 

Zweiter Abschnitt 
Vollzug 

§ 90 
Jugendarrest 

Der Vollzug des Jugendarrestes soll das 
Ehrgefühl des Jugendlichen wecken und ihm 
eindringlich zum Bewußtsein bringen, daß 
er für das von ihm begangene Unrecht ein-
zustehen hat. 

(2) Der Jugendarrest wird in Jugendarrest-
anstalten oder Freizeitarresträumen der 
Landesjustizverwaltung vollzogen. Vollzugs-
leiter ist der Jugendrichter am Ort des Voll-
zugs. An Fürsorgezöglingen, die sich in 
Heimerziehung befinden, kann der Voll-
streckungsleiter im Einvernehmen mit der 
Fürsorgeerziehungsbehörde Jugendarrest in 
der Fürsorgeerziehungsanstalt vollziehen 
lassen. 
(3) Im Freizeitarrest und im Kurzarrest 

bis zu zwei Tagen kann der Jugendliche 
vereinfachte Kost und hartes Lager erhalten. 

(4) Der Kurzarrest von mehr als zwei 
Tagen und der Dauerarrest können durch 
strenge Tage verschärft werden, an denen 
der Jugendliche vereinfachte Kost und 
hartes Lager erhält. 

§ 91 
Aufgabe des Jugendstrafvollzugs 

(1) Durch den Vollzug der Jugendstrafe 
soll der Verurteilte dazu erzogen werden, 
künftig einen rechtschaffenen und verant-
wortungsbewußten Lebenswandel zu führen. 
(2) Ordnung, Arbeit, Unterricht, Leibes-

übungen und sinnvolle Beschäftigung in der 
freien Zeit sind die Grundlagen dieser Er-
ziehung. Die beruflichen Leistungen des Ver-
urteilten sind zu fördern. Lehrwerkstätten 
sind einzurichten. Die seelsorgerische Be-
treuung wird gewährleistet. 

(3) Um das angestrebte Erziehungsziel zu 
erreichen, kann der Vollzug aufgelockert und 
in geeigneten Fällen weitgehend in freien 
Formen durchgeführt werden. 
(4) Die Beamten müssen für die Erziehungs-

aufgabe des Vollzugs geeignet und ausge-
bildet sein. 

§ 92 
Jugendstrafanstalten 

(1) Die Jugendstrafe wird in Jugendstraf-
anstalten vollzogen. 
(2) An einem Verurteilten, der  das acht-

zehnte Lebensjahr vollendet hat und sich 
nicht für den Jugendstrafvollzug eignet, 
braucht die Strafe nicht in der Jugendstraf-
anstalt vollzogen zu werden. Jugendstrafe, 
die nicht in der Jugendstrafanstalt vollzogen 
wird, wird wie Gefängnisstrafe vollzogen. 
Hat der Verurteilte das vierundzwanzigste 
Lebensjahr vollendet, so soll Jugendstrafe 
wie Gefängnisstrafe vollzogen werden. 

(3) Über die Ausnahme vom Jugendstraf-
vollzug entscheidet der Vollstreckungsleiter. 



§ 93 

Untersuchungshaft 

(1) An Jugendlichen wird die Unter-
suchungshaft nach Möglichkeit in einer be-
sonderen Anstalt oder wenigstens in einer 
besonderen Abteilung der Haftanstalt oder, 
wenn Freiheitsstrafe nicht zu erwarten ist, 
in einer Jugendarrestanstalt vollzogen. 

(2) Der Vollzug der Untersuchungshaft 
soll erzieherisch gestaltet werden. 

(3) Den Vertretern der Jugendgerichts-
hilfe und, wenn der Beschuldigte unter 
Schutz- oder Bewährungsaufsicht steht, dem 
Helfer ist der Verkehr mit dem Beschul-
digten in demselben Umfang wie einem Ver-
teidiger gestattet. 

VIERTES HAUPTSTÜCK 

Strafregister und Beseitigung des Straf

-

makels durch Richterspruch 

Erster Abschnitt 

Strafregister 

§ 94 

Anwendung der Strafregisterverordnung 
und des Straftilgungsgesetzes 

(1) Verurteilungen, durch die Jugendstra-
fe verhängt oder die Schuld des Jugendlichen 
festgestellt ist, werden im Strafregister ver-
merkt. Auf die Vermerke werden, soweit 
nichts anderes bestimmt ist, die für die Ge-
fängnisstrafe geltenden Vorschriften der 
Strafregisterverordnung und des Gesetzes 
über beschränkte Auskunft aus dem Straf-
register und die Tilgung von Strafver-
merken angewendet. 

(2) Die Anordnung von Erziehungsmaß-
regeln und Zuchtmitteln wird dem Strafre-
gister nur mitgeteilt, wenn sie mit einer Ver-
urteilung zu Jugendstrafe verbunden ist. 
Entscheidungen, durch die das Verfahren 
gegen einen Jugendlichen wegen mangelnder 
Reife eingestellt wird, werden dem Straf-
register nicht mitgeteilt. 

(3) Der Tag, an dem Jugendstrafe verbüßt 
ist, wird dem Strafregister stets mitgeteilt. 

§ 95 

Beschränkte Auskunft und Tilgung 

(1) Für Vermerke über Jugendstrafe be-
trägt die Frist, nach deren Ablauf nur noch  

beschränkt Auskunft aus dem Strafregister 
erteilt wird, 
1. drei Jahre, wenn auf höchstens ein Jahr 
Jugendstrafe allein oder mit Nebenstrafen 
erkannt worden ist, mit Ausnahme der 
Fälle, in denen die Unterbringung in 
einer Heil- oder Pflegeanstalt angeordnet 
worden ist, 

2. fünf Jahre in allen übrigen Fällen. 

Die Frist der Nummer 1 beginnt mit dem 
im Strafregister vermerkten Tag der Ver-
urteilung. Die Frist der Nummer 2 beginnt 
mit dem Tag, an dem die Strafe verbüßt, 
verjährt oder erlassen oder eine Unter-
bringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt 
erledigt ist. Hat sich nach Ablauf einer Be-
währungszeit die Strafe oder die Unter-
bringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt 
erledigt, ohne daß die Entlassung zur Be-
währung widerrufen worden ist, so wird die 
Bewährungszeit in die Frist der Nummer 2 
eingerechnet. 

(2) Die Frist, nach deren Ablauf Vermerke 
über Jugendstrafe getilgt werden, beträgt 
1. zwei Jahre, wenn auf höchstens ein Jahr 
Jugendstrafe allein oder in Verbindung 
mit Nebenstrafen erkannt worden ist, mit 
Ausnahme der Fälle, in denen die Unter-
bringung in einer Heil- oder Pflegean-
stalt angeordnet worden ist, 

2. vier Jahre in allen übrigen Fällen. 

Die Frist beginnt mit dem Tag, von dem ab 
nur noch beschränkt Auskunft erteilt wird. 

§ 96 
Beschränkte Auskunft und Beseitigung des 

Strafmakels in besonderen Fällen 

(1) Über Vermerke, die einen Schuld-
spruch betreffen, wird nur beschränkt Aus-
kunft erteilt. Wird der Schuldspruch getilgt 
oder Jugendstrafe verhängt (§ 30), so wird 
der Vermerk über den Schuldspruch im 
Strafregister getilgt. 

(2) Bei Verurteilungen von nicht mehr als 
einem Jahr Jugendstrafe ordnet der Richter 
an, daß nur beschränkt Auskunft erteilt wird, 
wenn Aussetzung oder Entlassung zur Be-
währung bewilligt ist. Wird die Vollstrek-
kung der Strafe angeordnet, so beginnt die 
Frist des § 95 Abs. 1 Nr. 1 mit dem Tage 
dieser Anordnung erneut. 

(3) Wird die Jugendstrafe oder der Straf-
rest in den Fällen des Absatzes 2 erlassen, so 



erklärt der Richter ,den Strafmakel als be-
seitigt. Der Beschluß wird im Strafregister 
vermerkt. Die §§ 100 und 101 gelten ent-
sprechend. 

Zweiter Abschnitt 

Beseitigung des Strafmakels 
durch Richterspruch 

§ 97 

Voraussetzungen 

(1) Hat der Jugendrichter die Überzeugung 
erlangt, daß sich ein zu Jugendstrafe ver-
urteilter Jugendlicher durch einwandfreie 
Führung als rechtschaffener Mensch erwie-
sen hat, so erklärt er von Amts wegen oder 
auf Antrag des Verurteilten, des Erziehungs-
berechtigten oder des gesetzlichen Vertreters 
den Strafmakel als beseitigt. Dies kann auch 
auf Antrag des Staatsanwalts oder, wenn 
der Verurteilte im Zeitpunkt der Antragstel-
lung noch minderjährig ist, auf Antrag des 
Vertreters der Jugendgerichtshilfe geschehen. 

(2) Die Anordnung kann erst zwei Jahre 
nach Verbüßung oder Erlaß der Strafe er-
gehen, es sei denn, daß der Verurteilte sich 
der Beseitigung des Strafmakels würdig ge-
zeigt hat. Während des Vollzugs oder wäh-
rend einer Bewährungszeit ist die Anordnung 
unzulässig. 

§ 98 

Verfahren 

(1) Zuständig ist der Jugendrichter des 
Amtsgerichts, dem die vormundschaftsrich-
terlichen Erziehungsaufgaben für den Ver-
urteilten abliegen. Ist der Verurteilte voll-
jährig, so ist der Jugendrichter zuständig, in 
dessen Bezirk der Verurteilte seinen Wohn-
sitz hat. 

(2) Der Jugendrichter beauftragt mit den 
Ermittlungen über die Führung des Ver-
urteilten und dessen Bewährung vorzugs-
weise die Stelle, die den Verurteilten nach 
der Verbüßung der Strafe betreut hat. Er 
kann eigene Ermittlungen anstellen. Er hört 
den Verurteilten und, wenn dieser minder-
jährig ist, den Erziehungsberechtigten und 
den gesetzlichen Vertreter, ferner die Schule 
und die zuständige Verwaltungsbehörde. 

(3) Nach Abschluß der Ermittlungen ist 
der Staatsanwalt zu hören.  

§ 99 

Entscheidung 

(1) Der Jugendrichter entscheidet durch 
Beschluß. 

(2) Hält er die Voraussetzungen für eine 
Beseitigung des Strafmakels noch nicht für 
gegeben, so kann er die Entscheidung um 
höchstens zwei Jahre aufschieben. 
(3) Gegen den Beschluß ist sofortige Be-

schwerde zulässig. 

§ 100 

Wirkung 

(1) Hat der Jugendrichter den Strafmakel 
als beseitigt erklärt, so gilt § 4 Abs. 4 des 
Gesetzes über beschränkte Auskunft aus dem 
Strafregister und die Tilgung von Strafver-
merken sinngemäß. 
(2) Der Beschluß, durch den der Strafmakel 

als beseitigt erklärt wird, wird in das Straf-
register eingetragen. Über die Verurteilung 
wird nur noch dem Strafrichter und dem 
Staatsanwalt für eine Strafverfolgung auf 
ausdrückliches Ersuchen Auskunft erteilt: 

(3) In den amtlichen Listen wird die Strafe 
gelöscht. 

§ 101 

Wird der Verurteilte, dessen Strafmakel 
als beseitigt erklärt worden ist, vor der Til-
gung des Vermerks wegen eines Verbrechens 
oder vorsätzlichen Vergehens erneut verur-
teilt, so widerruft der Richter in dem Urteil 
oder nachträglich durch Beschluß die Besei-
tigung des Strafmakels. In besonderen Fällen 
kann er von dem Widerruf absehen. 

FÜNFTES HAUPTSTÜCK 

Jugendliche vor Gerichten, 
die für allgemeine Strafsachen zuständig sind 

§ 102 
Zuständigkeit 

Die Zuständigkeit des Bundesgerichtshofes 
und des Oberlandesgerichts sowie die Zu-
ständigkeit der Strafkammer nach § 74a des 
Gerichtsverfassungsgesetzes werden durch 
die Vorschriften dieses Gesetzes nicht be-
rührt. In Fällen von geringer Bedeutung 
kann die Strafkammer mit Zustimmung des 
Staatsanwalts die Strafsache gegen einen Ju-
gendlichen an das Jugendschöffengericht ab-
geben. 



§ 103 
Verbindung mehrerer Strafsachen 

(1) Strafsachen gegen Jugendliche und 
Erwachsene können nach den Vorschriften 
des allgemeinen Verfahrensrechts verbunden 
werden, wenn es zur Erforschung der Wahr-
heit oder aus anderen wichtigen Gründen 
geboten ist. 

(2) Der Staatsanwalt erhebt die Anklage 
vor dem Jugendgericht, wenn das Schwer-
gewicht bei dem Verfahren gegen Jugend-
liche liegt. 

(3) Beschließt der Richter die Trennung 
der verbundenen Sachen, so erfolgt zugleich 
Abgabe der abgetrennten Sache an den Rich-
ter, der ohne die Verbindung zuständig ge-
wesen wäre. 

§ 104 

Verfahren gegen Jugendliche 
(1) In Verfahren gegen Jugendliche vor 

den für allgemeine Strafsachen zuständigen 
Gerichten gelten die Vorschriften dieses Ge-
setzes über  
1. Verfehlungen Jugendlicher und ihre Fol-

gen (§§ 3 bis 32), 
2. die Heranziehung und die Rechtsstellung 
der Jugendgerichtshilfe (§ 38, § 50 Abs. 
3), 

3. den Umfang der Ermittlungen im Vor-
verfahren (§ 43), 

4. das Absehen von der Verfolgung und 
die Einstellung des Verfahrens durch 
den Richter (§§ 45, 47), 

5. die Untersuchungshaft (§§ 52, 72), 
6. die Urteilsgründe (§ 54), 
7. das Rechtsmittelverfahren (§§ 55, 56), 
8. das Verfahren bei Aussetzung der Ju

-

gendstrafe zur Bewährung und der Ver

-

hängung der Jugendstrafe (§§ 57 bis 
64), 

9. die Beteiligung und die Rechtsstellung des 
Erziehungsberechtigten und des gesetz-
lichen Vertreters (§ 67, § 50 Abs. 2), 

10. die notwendige Verteidigung (§ 68), 
11. Mitteilungen (§ 70), 
12. die Unterbringung zur Beobachtung 

(§ 73), 
13. Kosten und Auslagen (§ 74) und 
14. den Ausschluß von Vorschriften des all-

gemeinen Verfahrensrechts (§§ 79 bis 81). 

(2) Die Anwendung weiterer Verfahrens-
vorschriften dieses Gesetzes steht im Ermes-
sen des Richters. 

(3) Soweit es aus Gründen der Staats-
sicherheit geboten ist, kann der Richter an-
ordnen, daß die Heranziehung der Jugend-
gerichtshilfe und die Beteiligung des Erzie-
hungsberechtigten und des gesetzlichen Ver-
treters unterbleiben. 

(4) Hält der Richter Erziehungsmaßregeln 
für erforderlich, so hat er deren Auswahl 
und Anordnung dem Vormundschaftsrichter 
zu überlassen. § 53 Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) Entscheidungen, die nach einer Aus-
setzung der Jugendstrafe zur Bewährung er-
forderlich werden, sind dem Jugendrichter 
zu übertragen, in dessen Bezirk sich der Ju-
gendliche aufhält. Das gleiche gilt für Ent-
scheidungen nach einer Aussetzung der Ver-
hängung der Jugendstrafe mit Ausnahme 
der Entscheidungen über die Festsetzung 
der Strafe und die Tilgung des Schuld-
spruchs (§ 30). 

DRITTER TEIL 

Heranwachsende 

Erster Abschnitt 

Anwendung des sachlichen Strafrechts 

§ 105 

Anwendung ides  Jugendstrafrechts 
auf Heranwachsende 

(1) Begeht ein Heranwachsender eine Ver-
fehlung, die nach den allgemeinen Vor-
schriften mit Strafe bedroht ist, so wendet 
der Richter die für einen Jugendlichen gel-
tenden Vorschriften der §§ 4 bis 32 an, 

1. wenn die Gesamtwürdigung der Persön-
lichkeit des Täters bei Berücksichtigung 
auch der Umweltbedingungen ergibt, daß 
er zur Zeit der Tat nach seiner sittlichen 
und geistigen Entwicklung noch einem Ju-
gendlichen gleichstand, oder 

2. wenn es sich nach der Art, den Umständen 
oder den Beweggründen der Tat um eine 
Jugendverfehlung handelt. 

(2) Das Höchstmaß der Jugendstrafe für 
Heranwachsende beträgt zehn Jahre. 



§ 106 
Milderung des allgemeinen Strafrechts 

für Heranwachsende 

(1) Ist wegen der Straftat eines Heran-
wachsenden das allgemeine Strafrecht anzu-
wenden, so kann der Richter an Stelle von 
lebenslangem Zuchthaus auf eine Zuchthaus-
strafe von zehn bis fünfzehn Jahren und an 
Stelle einer zeitigen Zuchthausstrafe auf Ge-
fängnisstrafe von gleicher Dauer erkennen. 

(2) Von der Anordnung der Sicherungsver-
wahrung und der Aberkennung der bürger-
lichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter kann der 
Richter absehen. 

Zweiter Abschnitt 

Gerichtsverfassung und Verfahren 

§ 107 
Gerichtsverfassung 

Die Vorschriften über die Jugendgerichts-
verfassung (§§ 33 bis 38) gelten für Heran-
wachsende entsprechend. 

§ 108 

Zuständigkeit 

(1) Die Vorschriften über die Zuständig-
keit der Jugendgerichte (§§ 39 bis 42) gelten 
auch bei Verfehlungen Heranwachsender. 

(2) Der Jugendrichter ist für Verfehlungen 
Heranwachsender auch zuständig, wenn die 
Anwendung des allgemeinen Strafrechts zu 
erwarten ist und nach § 25 des Gerichtsver-
fassungsgesetzes der Amtsrichter allein zu 
entscheiden hätte. 

(3) Das Jugendschöffengericht darf wegen 
der Verfehlung eines Heranwachsenden nicht 
auf Zuchthaus von mehr als zwei Jahren 
und nicht auf Sicherungsverwahrung erken-
nen. Ist höhere Zuchthausstrafe oder Siche-
rungsverwahrung zu erwarten, so ist die 
Jugendkammer zuständig. 

§ 109 

Verfahren 

(1) Von den Vorschriften über das Jugend-
strafverfahren (§§ 43 bis 81) sind im Ver-
fahren gegen einen Heranwachsenden § 43, 
§ 50 Abs. 2 und 3, die §§ 67 bis 70 und 73  

entsprechend anzuwenden. Die Öffentlich-
keit kann ausgeschlossen werden, wenn dies 
im Interesse der Erziehung des Angeklagten 
geboten ist. 

(2) Wendet der Richter Jugendstrafrecht 
an (§ 105), so gelten auch die §§ 52 bis 66, 
§ 74, § 79 Abs. 1 und § 81 entsprechend. 

Dritter Abschnitt 

Vollstreckung, Vollzug und Strafregister 

§ 110 
Vollstreckung und Vollzug 

(1) Die Vorschriften über die Vollstreckung 
und den Vollzug bei Jugendlichen (§§ 82 bis 
93) gelten für Heranwachsende entsprechend, 
soweit der Richter Jugendstrafrecht anwen-
det (§ 105) und nach diesem Gesetz zuläs-
sige Maßnahmen oder Jugendstrafe verhängt 
hat. 

(2) § 93 ist entsprechend anzuwenden, so-
lange der Heranwachsende das einundzwan-
zigste Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 

§ 111 

Strafregister und Beseitigung des Straf

-

makels durch Richterspruch 

Die Vorschriften über das Strafregister 
und die Beseitigung des Strafmakels durch 
Richterspruch (§§ 94 bis 101) gelten für 
Heranwachsende entsprechend, soweit der 
Richter Jugendstrafe verhängt oder die 
Schuld des Heranwachsenden festgestellt hat 
(§ 27). 

Vierter Abschnitt 

Heranwachsende vor Gerichten, die für 
allgemeine Strafsachen zuständig sind 

§ 112 

Entsprechende Anwendung 

Die §§ 102 bis 104 gelten für Verfahren 
gegen Heranwachsende entsprechend Die in 
§ 104 Abs. 1 genannten Vorschriften sind nur 
insoweit anzuwenden, als sie nach dem für 
die Heranwachsenden geltenden Recht nicht 
ausgeschlossen sind. 



VIERTER TEIL 

Schluß- und Übergangsvorschriften 

§ 113 

Bewährungshelfer 

Für den Bezirk eines jeden Jugendrichters 
ist mindestens ein hauptamtlicher Bewäh-
rungshelfer anzustellen. Die Anstellung 
kann für mehrere Bezirke erfolgen oder 
ganz unterbleiben, wenn wegen des geringen 
Anfalls von Strafsachen unverhältnismäßig 
hohe Aufwendungen entstehen würden. Das 
Nähere über die Tätigkeit des Bewährungs-
helfers ist durch Landesgesetz zu regeln. 

§ 114 

Vollzug von Gefängnisstrafe in der 

Jugendstrafanstalt 

In der Jugendstrafanstalt darf an Verur-
teilten, die das vierundzwanzigste Lebens

-

jahr noch nicht vollendet haben und sich 
für den Jugendstrafvollzug eignen, auch Ge-
fängnisstrafe vollzogen werden. 

§ 115 

Rechtsvorschriften der Bundesregierung 
über den Vollzug 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates für den Vollzug der Jugend-
strafe, des Jugendarrestes und der Unter-
suchungshaft Vorschriften zu erlassen über 
die Art der Unterbringung, die Behandlung, 
die Lebenshaltung, die erzieherische, seel-
sorgerische und berufliche Betreuung, die 

 Arbeit, den Unterricht, die Gesundheits-
pflege und körperliche Ertüchtigung, die 
Freizeit, den Verkehr mit der Außenwelt, die 
Ordnung und Sicherheit in der Vollzugs-
anstalt und die Ahndung von Verstößen 
hiergegen, die Aufnahme und  die  Entlassung 
sowie das Zusammenwirken mit den der Ju-
gendpflege und Jugendfürsorge dienenden 
Behörden und Stellen. 

(2) Die Rechtsverordnungen der Bundes-
regierung dürfen für die Ahndung von 
Verstößen gegen die Ordnung oder Sicher-
heit der Anstalt nur Hausstrafen vorsehen, 
die der Vollzugsleiter oder bei Untersu

-

chungshaft der Richter verhängt. Die schwer-
sten Hausstrafen sind die Beschränkung des 
Verkehrs mit der Außenwelt auf dringende 
Fälle bis zu drei Monaten und Arrest bis zu 
zwei Wochen. Mildere Hausstrafen sind zu-
lässig. Dunkelhaft ist verboten. 

§ 116 

Zeitlicher Geltungsbereich 

(1) Das Gesetz wird auch auf Verfehlun-
gen angewendet, die vor seinem Inkraft-
treten begangen worden sind. Für diese Ver-
fehlungen ist das Mtindestmaß der Jugend-
strafe drei Monate. 

(2) Auf Jugendstrafe darf gegen einen 
Heranwachsenden nicht erkannt werden, 
wenn die Straftat vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes begangen ist und nach dem 
allgemeinen Strafrecht die Verhängung einer 
Freiheitsstrafe von weniger als drei Monaten 
zu erwarten gewesen wäre. 

(3) Auf Jugendstrafe von unbestimmter 
Dauer darf gegen einen Heranwachsenden 
nur erkannt werden, wenn die Tat nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes begangen ist 
oder wenn bei mehreren Straftaten das 
Schwergewicht in der Zeit nach dem Inkraft-
treten des Gesetzes liegt. 

§ 117 

Gerichtsverfassung 

(1) Die Wahl der Jugendschöffen nach 
§ 35 erfolgt erstmalig innerhalb von sechs 
Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes, 
später gleichzeitig mit der Wahl der Schöf-
fen für die Schöffengerichte und die Straf-
kammern. Solange noch keine Jugendschöf-
fen gewählt sind, werden dem Jugendschöf-
fengericht und der Jugendkammer die auf 
Grund anderer Rechtsvorschriften gewählten 
Jugendschöffen oder, soweit solche nicht vor-
handen sind, die nach den allgemeinen Vor-
schriften gewählten Schöffen beigegeben. So-
lange keine nach diesem Gesetz gewählten 
Jugendschöffen zur Verfügung stehen, kann 
von der Durchführung des § 33 Abs. 3 Satz 2 
abgesehen werden. 

(2) Wo ein Jugendwohlfahrtsausschuß noch 
nicht besteht, wird die Vorschlagsliste nach 
§ 35 Abs. 3 vom Jugendamt aufgestellt. 



§ 118  

Zuständigkeit und Verfahren  

(1) Die am Tage des Inkrafttretens dieses  
Gesetzes anhängigen Strafsachen gegen Ju-
gendliche oder Heranwachsende gehen in der  
Lage, in der sie sich befinden, auf das zu-
ständige Jugendgericht über.  

(2) Sind Strafsachen gegen Heranwachsende  
und Erwachsene verbunden, so sollen die  
Sachen gegen Heranwachsende abgetrennt  
und an das zuständige Jugendgericht ver-
wiesen werden, wenn nicht wichtige Gründe  
entgegenstehen.  

(3) Hat die Hauptverhandlung begonnen,  
so ist sie nach den bisherigen Verfahrensvor-
schriften zu Ende zu führen. Die Bekannt-
machung einer Entscheidung und ihre An-
fechtung durch Rechtsmittel bestimmt sich,  
wenn die Entscheidung vor dem Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes oder auf Grund einer  
nach Satz 1 zu Ende geführten Hauptver-
handlung erlassen worden ist, nach den bis-
her geltenden Vorschriften. Die Besetzung  
des Rechtsmittelgerichts bestimmt sich nach  
den Vorschriften dieses Gesetzes.  

§ 119  

Freiheitsstrafen  

(1) Jugendgefängnisstrafen, auf die gegen  
einen Jugendlichen vor dem Inkrafttreten  
dieses Gesetzes erkannt worden ist, werden  
für die Anwendung dieses Gesetzes der Ju-
gendstrafe gleichgestellt.  

(2) Die Vorschriften über die  beschränkte  
Auskunft und Tilgung von Jugendstrafen  
(§ 95) werden auch auf Gefängnis- oder  
Festungshaftstrafen angewendet, die von  
Wehrmachtgerichten oder Gerichten wehr-
machtähnlicher Formationen gegen einen Ju-
gendlichen verhängt worden sind.  

§ 120  

Verweisungen  

Verweisungen auf Vorschriften des Reichs-
jugendgerichtsgesetzes vom 6. November 1943  
(Reichsgesetzbl. I  S. 637) gelten als Verwei-
sungen auf die an ihre Stelle getretenen Vor-
schriften dieses Gesetzes.  

§ 121  

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes  

Das Gerichtsverfassungsgesetz wird wie  
folgt geändert:  

1. § 26 wird durch folgende Vorschrift er-
setzt:  

„§ 26  

(1) Für Strafsachen Erwachsener, 
durch die ein Kind oder ein Jugend-
licher verletzt oder unmittelbar gefähr-
det wird, sowie für Verstöße Erwachse-
ner gegen Vorschriften, die dem Ju-
gendschutz oder der Jugenderziehung 
dienen, sind neben den für allgemeine 
Strafsachen zuständigen Gerichten auch 
die Jugendgerichte zuständig. Die §§ 24 
und 25 gelten entsprechend. 

(2) In Jugendschutzsachen soll der 
Staatsanwalt Anklage bei den Jugend-
gerichten nur erheben, wenn in dem 
Verfahren Kinder oder Jugendliche als 
Zeugen benötigt werden oder wenn aus 
sonstigen Gründen eine Verhandlung 
vor dem Jugendgericht zweckmäßig er-
scheint." 

2. Nach § 74a wird folgender § 74b einge-
fügt: 

„§ 74b 

In Jugendschutzsachen (§ 26 Abs. 1 
Satz 1) ist neben der für allgemeine 
Strafsachen zuständigen Strafkammer 
auch die Jugendkammer als erkennen-
des Gericht des ersten Rechtszuges zu-
ständig. § 26 Abs. 2 und die §§ 73 und 
74 gelten entsprechend." 

§ 122  

Aufhebung von Rechtsvorschriften 

Vorschriften, die diesem Gesetz entgegen-
stehen oder gegenstandslos werden, treten 
außer Kraft. Aufgehoben werden nament-
lich folgende Vorschriften, soweit sie nicht 
bereits außer Kraft getreten sind: 

1. Das Reichsjugendgerichtsgesetz in  der 
 Fassung der  Anlage zu § 1 Abs. 1 der 

Verordnung über die Vereinfachung und 
Vereinheitlichung des Jugendstrafrechts 



(Jugendstrafrechtsverordnung) vom 6. 
November 1943 (Reichsgesetzbl. I  S. 637), 

2. die Verordnung über die Vereinfachung 
und Vereinheitlichung des Jugendstraf-
rechts (Jugendstrafrechtsverordnung) 
vom 6. November 1943 (Reichsgesetzbl. I  
S. 635), 

3. die Verordnung zur Durchführung der 
Jugendstrafrechtsverordnung in den  Al

-

pen-  und Donau-Reichsgauen, im Reichs-
gau Sudetenland und im Protektorat 
Böhmen und Mähren (Erste Durchfüh-
rungsverordnung zum Reichsjugendge-
richtsgesetz) vom 6. Dezember 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 669), 

4. die Verordnung zur Anwendung des 
Reichsjugendgerichtsgesetzes in der 
Wehrmachtgerichtsbarkeit und der SS-
und Polizeigerichtsbarkeit (Zweite Durch-
führungsverordnung zum Jugendgerichts-
gesetz) vom 28. Dezember 1943 (Reichs-
gesetzbl. I S. 687), 

5. § 1 des württembergisch-badischen Gesetzes 
Nr. 205 zur Abänderung des Reichsjugend-
gerichtsgesetzes und der Jugendarrestvoll-
zugsordnung vom 14. August 1946 (Regie-
rungsbl. der Regierung Württemberg-
Baden S. 246), 

6. § 6a der Landesverordnung über Ge-
richtsverfassung und Verfahren in Rhein-
land-Pfalz vom 11. April 1947 (Verord-
nungsbl. der Landesregierung Rhein-
land-Pfalz S. 155) in der Fassung des 
Landesgesetzes zur Wiedereinführung 
der Schöffen und Geschworenen in der 
Strafrechtspflege und zur Änderung der 
Strafprozeßordnung vom 2. September 
1949 (Gesetz- und Verordnungsbl. der 
Landesregierung Rheinland-Pfalz I S. 
374), 

7. § 6 des Landesgesetzes zur Wiederein-
führung der Schöffen und Geschworenen 
in der Strafrechtspflege in Baden vom 
30. Dezember 1947 (Badisches Gesetz-
und Verordnungsbl. 1948 S. 39), 

8. § 6 des Gesetzes zur Wiedereinführung 
der Schöffen und Geschworenen in der 
Strafrechtspflege in Württemberg-Hohen-
zollern vom 14. Mai 1948 (Regierungsbl. 
für das Land Württemberg-Hohenzollern 
S. 85), 

9. das Landesgesetz zur Änderung des 
Reichsjugendgerichtsgesetzes in Rhein-
land-Pfalz vom 30. Dezember 1948 (Ge-
setz- und Verordnungsbl. der Landes-
regierung Rheinland-Pfalz 1949 I S. 1), 

10. § 6 der Rechtsanordnung zur Wieder-
einführung der Schöffen und Geschwo-
renen in der Strafrechtspflege in dem 
bayerischen Kreis Lindau vom 26. April 
1949 (Amtsblatt des Bayerischen Kreises 
Lindau Nr. 18). 

§ 123 

Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs.  1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund der in diesem Gesetz enthaltenen 
Ermächtigung erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überlei-
tungsgesetzes. 

§ 124 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1953 
in Kraft. 


